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Dienstag Morgen wurden 33 Wohnob- 
jekte von Neonazis des Aktionsbüros 
Mittelrheins und ihren Unterstüzer_in- 
nen durchsucht; 24 Neonazis sitzen in U- 
Haft, insgesamt wird gegen 33 Personen 
ermittelt. Überraschend sind die Vorwür- 
fe der Staatsanwaltschaft nicht; Konse- 
quenzen eher schon längst überfällig. 
Antifaschistische Gruppen weisen schon 
seit Jahren auf die enorme Gewaltbereit- 
schaft und Gefährlichkeit des Aktionsbü- 
ro-Mittelrhein hin. Gerade vermeintliche 
politische Gegner_innen waren ständi- 
gen psychischen sowie physischen Be- 
drohungen und Übergriffen ausgesetzt. 
Auch wenn die laufenden Ermittlun- 
gen und Razzien der Staatsanwaltschaft 
Koblenz mit großer Wahrscheinlichkeit 
ein heftiger Schlag gegen die Neonazi- 
szene im nördlichen Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen darstellen, darf da- 
mit aber ausdrücklich kein Schlussstrich 
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Bundesweite Razzien bei 
„Aktionsbüro Mittelrhein” 


Die Polizei ist mit Durchsuchungen in mehreren Bundesländern gegen Unter- 
stützer und Mitglieder des so genannten „Aktionsbüros Mittelrhein” vorge- 


gangen 


Der Schwerpunkt lag auf den Bundeslän- 
dern Rheinland-Pfalz und Nordrhein- 
Westfalen, wo die Ermittler die Wohnun- 
gen von insgesamt 33 Personen im Alter 
zwischen 17 und 54 Jahren durchsuchten 
und 24 Personen vorläufig festnahmen. 
In der Region war es in der Vergangen- 
heit immer wieder Nazis zu Übergriffen 
und Drohungen auf mutmaßliche Perso- 
nen des linken Spektrums gekommen. 
Aus diesem Grund hatten zahlreiche anti- 
faschistische Gruppen für kommende 
Woche zu einer Demonstration in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler aufgerufen. 

Am Dienstag kam es nach Angaben der 
Staatsanwaltschaft Koblenz in mehreren 
Städten zu mehreren Hausdurchsuchun- 
gen bei Mitgliedern und Unterstützern 
des „Aktionsbüros Mittelrhein“. Den 31 
Beschuldigten wird u.a. die Bildung bzw. 
Unterstützung einer kriminellen Vereini- 
gung vorgeworfen. Bei den Durchsu- 
chungen durch rund 300 Be- 
amtinnen und Beamte wur- 
den Computer, Datenträger 
und schriftliche Unterlagen 
sichergestellt und 24 Perso- 
nen vorläufig festgenom- 
men. 

Die Razzia richtete sich 
vor allem gegen Personen 
aus dem Umfeld des „Brau- 
nen Hauses“ in Bad Neuen- 
ahr-Ahrweiler, welches seit 
rund zwei Jahren in der Regi- 
on immer wieder zum Aus- 
gangspunkt für Übergriffe 
und Einschüchterungsversu- 
che auf vermeintliche politi- 
sche Gegner geworden ist. 
Die Ermittlungsbehörde 
sprach von einem „Klima des 
Hasses“ das dazu gedient 
habe, bei den betroffenen 
Personen der linken Szene 
Ängste zu schüren. 

Darüber hinaus ermittelt 
die Koblenzer Staatsanwalt- 
schaft wegen gefährlicher 
Körperverletzung, schweren 
Landfriedensbruchs und Ver- 


TELRHEIN 


wendens von Kennzeichen verfassungs- 
widriger Organisationen. Unter den noch 
am Dienstag verhafteten Personen befan- 
den sich nach Informationen von bnr.de 
mit Axel Reitz und dem Kölner Paul 
Breuer auch zwei Größen der rechten Ka- 
meradschaftsszene in Nordrhein-Westfa- 
len, die in der Vergangenheit zahlreiche 
Aufmärsche organisiert und angemeldet 
hatten. Im Anschluss an die Durchsu- 
chungen kam es in Dortmund und Mün- 
chen zu Spontandemonstrationen der ört- 
lichen Naziszene. 

Den Beschuldigten wird unter anderem 
Vorgeworfen, an einem Angriff auf das 
alternative Wohnprojekt „Praxis“ in Dres- 
den-Löbtau beteiligt gewesen zu sein. Vor 
rund einem Jahr hatten etwa 200 Nazis 
unter den Augen der untätigen Polizei das 
Haus minutenlang mit Stöcken, Steinen 
und Flaschen angegriffen. Bei dem An- 
griff waren nicht nur Teile des Gebäudes 
sondern auch zwei Fahrzeuge schwer be- 
schädigt worden. Sächsische Ermittler 
hatten hatten Monate später die Wohnun- 
gen von sechs Neonazis durchsucht, da- 
runter auch die von Paul Breuer und den 
am Dienstag ebenfalls vorläufig festge- 
nommenen Sebastian Z. aus Erftstadt. 
Außerdem sollen einige der mittlerweile 
festgenommenen Nazis während ihrer 
Anreise nach Dresden Busse mit Gegen- 
demonstrantInnen angegriffen und dabei 
zwei Busfahrer verletzt haben. 

Wenige Monate zuvor war bei dem 
Versuch, das Haus anzuzünden, ein Zim- 
mer ausgebrannt. Nur durch die schnelle 
Reaktion einiger Bewohnerinnen und Be- 
wohner konnte das Ausbreiten der Flam- 
men auf weitere Räume, in denen zum 
Teil noch Menschen schliefen, verhindert 
werden. Die Täter wurden bis heute nicht 
ermittelt. 
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Stolberg 2012 
Rechts-Rechts-Getümmel 
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unter die politische Auseinandersetzung 
gezogen werden. Es darf nicht vergessen 
werden, dass die Opfer neonazistischer 
Gewalttaten jahrelang nicht ernst genom- 
men und alleine gelassen worden sind. 
Noch vor kurzer Zeit wurde aus Reihen 
des Stadtrates Bad-Neuenahr die geplante 
antifaschistische Demonstration stigmati- 
siert und ohne Begründung vorverurteilt. 
Die Annahme, dass die polizeilichen Er- 
mittlungen und Festnahmen des gestrigen 
Tages den Abschluss einer intensiven po- 
litischen und öffentlichen Auseinander- 
setzung mit den Neonazis im Kreis Ahr- 


weiler bilden, ist falsch. Nicht ohne 
Grund titeln regionale und bundesweite 
Medien mit dem „Braunen Haus“ in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler. Hier konnten sich 
über Jahre hinweg feste Neonazistruktu- 
ren relativ ungestört etablieren und agie- 
ren. 

Wir machen deutlich: Die geplante De- 
monstration am 24. März unter dem Mot- 
to „Keine Stadt, keine Straße, kein Haus 
den Nazis“ wird stattfinden — jetzt erst 
recht! Antifaschistische Perspektiven 
können nicht über Nacht entstehen, ihnen 
liegen eine umfassende und kontinuierli- 


Dortmunder Neonazis 
solidarisieren sich mit 


Kameraden 
Am Abend des 13. März fand in 
2 Dortmund eine Kundgebung von 


Neonazis aus dem Ruhrgebiet und Ost- 
westfahlen statt. Anlass war die Verhaf- 
tung von 24 Neonazis, denen die Mit- 
gliedschaft in einer kriminellen Vereini- 
gung vorgeworfen wird. Bei einer kurz- 
fristig organisierten Gegenkundgebung 
informierten Antifaschist_innen über die 
Hintergründe der Verhaftungen und die 
Verwicklungen Dortmunder Neonazis in 
Morde und Gewalttaten. 

Am frühen Morgen hatte die Polizei 
Wohnungen und Häuser der rechten Sze- 
ne in Rheinland Pfalz, Hessen und NRW 
durchsucht. (s. S. 1) 

Um sich mit den verhafteten Gewalttä- 
tern zu solidarisieren, riefen Dortmunder 
Neonazis zu einer Kundgebung auf, die 
um 19:20 an den Katharinentreppen be- 
gann. In Reden und Flugblättern beklag- 
ten sich die Neonazis darüber, dass die 
Polizei ihre Meinungsfreiheit einschrän- 
ke. Von den Übergriffen die den Beschul- 
digten Neonazis zu Last gelegt werden, 
unter anderem ein Angriff auf ein Wohn- 
haus in Dresden und ein Überfall auf An- 
tifaschist_ innen in Wuppertal, natürlich 
kein Wort. Dass die Dortmunder Neona- 
zis ihre Unterstützung für die rechten 
Schläger_innen des „AB Mittelrhein“ be- 


kunden, kann nicht verwundern. Auch die 
Dortmunder Neonaziszene ist in der Ver- 
gangenheit immer wieder für Morde und 
Überfälle verantwortlich gewesen. Ge- 
walt gegen Menschen die ihnen als Geg- 
ner gelten ist ein fester Bestandteil der 
rechten Ideologie. 

Am Rande der Kundgebung machten 
Antifaschist innen ihrem Unmut über 
den neuerlichen Auftritt von Neonazis in 
der Dortmunder Innenstadt Luft. Etwa 60 
Menschen hielten eine spontane Kundge- 
bung auf der Wiese vor der Stadt- und 
Landesbibliothek ab, um mit Transparen- 
ten und Sprechchören gegen die Neona- 
zis zu Protestieren. Während der Kundge- 
bung wurde zur Teilnahme an der De- 
monstration gegen Polizeigewalt am 17. 
März und der Demonstration „Rechte 
Gewalt unmöglich machen“ des Dort- 
munder Antifa-Bündnis aufgerufen. 

Die Polizei verhielt sich nach anfangs 
aggressivem Auftreten im Laufe der 
Kundgebung friedlich, einzelne 


Beamt innen versuchten jedoch immer 
wieder die Antifaschist_innen zu provo- 
zieren und die Situation durch Zerren an 
Transparenten zu eskalieren. Nach etwa 
zwei Stunden zogen die rechten Demons- 
trant_innen wieder ab, um größtenteils 
mit Zügen die Stadt zu verlassen. 


che Aufklärung und aktive Auseinander- 
setzung mit der Thematik Neonazismus 
und menschenverachtenden Ideologien 
zu Grunde. Dabei muss klar sein, dass 
sich Antifaschismus nicht auf Verbote be- 
schränken darf. 

Wir wollen am 24. März ein kraftvol- 
les und entschlossenes Zeichen gegen 
Neonazis und deren Zentren setzen 
und für ein schöneres und besseres 
Leben auf die Straße gehen! 


24maerz2012@riseup.net I 


Rechte 
Gewalt 
unmöglich 
machen 

Am 31. März findet in Dortmund 


ja eine Demonstration gegen rechte 
Gewalt statt. Wir wollen in diesem Zu- 
sammenhang auf die Aktualität und die 
Dimensionen rechter Gewalt hinweisen 
und die tiefe Verankerung rechter Ideolo- 
gien in der Gesellschaft thematisieren. 

Darüber hinaus wollen wir mit dieser 
Demonstration auch das Ignorieren und 
Verleugnen von Phänomenen und Aus- 
prägungen (alltäglicher) rechter Gewalt in 
den Fokus rücken sowie an die Opfer die- 
ser Gewalt erinnern. 

Die Demonstration wird im Stadtteil 
Dortmund-Dorstfeld stattfinden. Dort 
wohnen viele der Neonazis, die seit Jah- 
ren in Dortmund für eine Welle rechter 
Gewalttaten verantwortlich zeichnen. An- 
lass ist der siebte Todestag des Punks 
Thomas Schulz, der im Jahr 2005 von ei- 
nem Neonazi erstochen wurde. 


Kommt zur antifaschistischen 
Demonstration: 

31.03.2012 / 11:00 h 

Dortmund / S-Bahnhof Universität 
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Rassistentreffen in Aarhus 


DÄNEMARK/AARHUS. Am Samstag, den 
31. März, wollen Anhänger rassistischer 
Organisationen aus mehreren europäi- 
schen Ländern im dänischen Aarhus auf- 
marschieren. 

Nach dem Vorbild der „English De- 
fence League“, die sich dem Kampf ge- 
gen den Islam verschrieben hat, haben 
sich mittlerweile in zahlreichen europäi- 
schen Ländern Organisationen gegründet, 
die nun zu einem gemeinsamen „Coun- 
terjihad-Treffen“ in Aarhus einladen. 
Auch die Anhänger der rassistischen In- 
ternetseite „PI-News” aus Deutschland 
haben ihre Teilnahme an dem Aufmarsch 
der „European Defence Leagues“ (EDL) 
angekündigt und wollen mit einem eige- 
nen Bus anreisen. Eine antirassistische 
Gegendemonstration unter dem Motto 
„Aarhus für Vielfältigkeit“ beginnt am 
gleichen Tag um 13 Uhr am Bispetorvet, 
der etwa 300 Meter vom Auftakt der 
EDL-Demonstration entfernt liegt. hma II 


Querfront gegen den Euro 


BERLIN. Jürgen Elsässer bringt in seiner 
„Querfront gegen den Euro“ zusammen, 
„was auf den ersten Blick nicht zusam- 
mengehört“, lobt die „Deutsche Natio- 
nal-Zeitung“ in ihrer ersten März-Ausga- 
be. Berichtet wird über die am 18. Febru- 
ar in Berlin von Elsässers Zeitschrift 
„COMPACT“ durchgeführte 2. „Anti- 
Euro-Konferenz“. Dort hatten etwa 260 
Personen in einer „Adlershofer Erklä- 
rung“ den „Ausstieg aus dem Euro-Sys- 
tem“ gefordert und für den „Aufbau einer 
Wahlalternative‘“ plädiert, die sich „für 
unser Land‘ bzw. für „die Wiederherstel- 
lung der deutschen Souveränität” ein- 
setzt. Zu den Teilnehmern der Konferenz 
gehörte auch der Musiker Sacha Korn 
aus Teltow. Drei seiner Musikstücke fan- 
den sich auf der von der NPD verbreite- 
ten „Schulhof-CD“. Im Januar diesen 
Jahres erschien ein Interview mit Korn 
im extrem rechten Monatsmagazin „ZU- 
ERST!“. Dessen Chefredakteur, Manuel 
Ochsenreiter, gehörte unlängst zu den il- 
lustren Teilnehmern einer Konferenz 
zum „Arabischen Frühling” in Teheran. 
Mehr als 1000 Delegierte, darunter Mos- 
lembrüder aus Ägypten und tunesische 
Unterstützer der Ennahada-Bewegung 
und Journalisten aus 57 Ländern, disku- 
tierten dort über das „Islamische Erwa- 
chen“. Dort traf Ochsenreiter, so „COM- 
PACT“, auch Andrea Ricci (Beirut), Re- 
daktionsmitglied von Elsässers Zeit- 
schrift, die ebenfalls an dieser Konferenz 
teilnahm. Nach einer Leserumfrage von 
„COMPACT“, an der sich „mehrere hun- 
dert“ Einsender beteiligten, greifen 21 % 
der „COMPACT“-Leser ansonsten zur 
„Jungen Freiheit“ und zu anderen ein- 
schlägig rechten Publikationen. Neun 


Prozent zur „Jungen Welt“ und zu ande- 
ren linken Zeitschriften. In der März- 
Ausgabe der „COMPACT“ findet sich 
diesmal ein Beitrag von Klaus Höpcke. 
Dieser war bis 1989 stellvertretender 
Kulturminister der DDR. In den 1990er 
Jahren Landtagsabgeordneter der PDS, 
gehört Höpcke heute laut „COMPACT” 
dem „Sprecherkreis des Marxistischen 
Forums in der Partei DIE LINKE“ an. 
hma WM 


Streit um Sarrazin in der 
Eifel 


EıFrEL. In der Südeifel gibt es Proteste ge- 
gen eine geplante Lesung von Thilo Sar- 
razin im Rahmen des „Eifel-Literatur- 
Festivals“ Anfang Mai. Der rheinland- 
pfälzische Landes-vorsitzende der Links- 
partei, Wolfgang Ferner, brachte einen 
Antrag in den Kreistag Bitburg-Prüm ein, 
in dem die Ausladung des SPD-Rechts- 
auslegers gefordert wird. Auch der örtli- 
che Kreisverband von Bündnis 90/Die 
Grünen ist gegen die Einladung Sarra- 
zins. Auf einer Gegenveranstaltung wol- 
le man sich daher kritisch mit dessen 
Thesen auseinandersetzen. 

hma I 


Konstanz: Brauner 
Ehrenbürger 


Braune Flecken auf der Weste des ehe- 
maligen Konstanzer Oberbürgermeisters 
und Ehrenbürgers Bruno Helmle: Der 
war nicht nur Mitglied in verschiedenen 
Nazi-Organisationen, sondern hat sich 
auch an jüdischem Eigentum bereichert. 
Das ist das Ergebnis der Untersuchung 
von Helmles Vergangenheit durch drei 
Experten. 

Die Historiker konstatierten auch „gro- 
be Tatsachenverdrehungen“ durch den 
ehemaligen OB. Das wirft nicht nur die 
Frage auf, warum das seit 1959, als er 
zum ersten Mal zum OB gewählt wurde, 
niemand gewusst haben will, sondern 
auch, ob sich Konstanz einen Ehrenbür- 
ger leisten kann, der nicht nur williger 
Mitläufer war, sondern auch direkt von 
der mörderischen Politik des NS-Re- 
gimes profitiert und seine Biographie ge- 
schönt hat. 

Linke Liste-Stadtrat Holger Reile hat 
bei der Gemeinderatssitzung am 1. März, 
auf der die Causa auf der Tagesordnung 
stand, dazu Stellung genommen. Am 
Ende der Debatte war sich eine große 
Mehrheit im Gemeinderat einig: Bruno 
Helmle muss die Ehrenbürgerschaft post- 
hum entzogen werden. Hier aus der Rede 
von Holger Reile: 

„Um die größte Mordmaschine der Ge- 
schichte am Laufen zu halten, brauchte es 
neben den Hitlers, Görings, Goebbels, 
Himmlers oder Freislers auch die Glob- 


kes, Oberländers oder Filbingers — und, 
nicht weniger bedeutend, eben auch die 
unzähligen Helmles, ohne deren Zuarbeit 
und Unterstützung das NS-System nicht 
funktioniert hätte. Das Gutachten zeigt 
auch deutlich, dass Helmle seine Biogra- 
phie geschönt und verfälscht hat — man 
könnte auch sagen, der Mann hat 
schlichtweg die Öffentlichkeit über Jahr- 
zehnte hinweg getäuscht und schändlich 
belogen. 

Für uns ist auch aus diesen Gründen 
völlig klar, dass Bruno Helmle nun post- 
hum die Ehrenbürgerwürde aberkannt 
werden muss. Da führt unserer Meinung 
nach kein Weg vorbei. 

Kommunal-Info Mannheim 


Görlitz: Neonazi-Fußball- 
turnier 


Am 17. März 2012 fand in Görlitz / Osts- 
achsen ein „Nationales-Fußball-Turnier“ 
statt. Organisiert wurde es vom Görlitzer 
Neonazi-Aktivist Rocky Mauksch. Das 
braune Event wurde in der Görlitzer 
Jahn-Sporthalle durchgeführt. Die ersten 
Neonazis aus Dresden reisten bereits vor 
9 Uhr an. Offizieller Beginn des Turniers 
war um 10 Uhr. 

Rocky Mauksch hatte die Veranstaltung 
für den Fußball-Verein „Energie Görlitz“ 
angemeldet und durchgeführt. Der Verein 
ist in Görlitz bereits seit mehreren Jahren 
als Tarn-Verein für die Kameradschaft 
Boot-Boys und diverse Aktivist innen 
der Freien Kräfte bekannt. Die erste Her- 
ren-Mannschaft (Fußball) besteht fast 
ausschließlich aus Neonazis oder deren 
unmittelbarem sozialen Umfeld. 

Der Fußball-Verantwortliche und Vor- 
sitzende des Vereins Thomas Seliger ist 
ebenfalls seit Jahren als aktiver Neonazi 
in Görlitz bekannt. Seine Mutter betreibt 
das Europa-Hotel in der Berliner Straße 
in Görlitz und trat neben der Deutschen 
Proventus/Görlitz immer wieder als 
Sponsor der Mannschaft auf. Der Verein 
nutzt außerdem die Adresse des Hotels als 
Anschrift. 

Zu der Veranstaltung kamen ca. 100 
Neonazis v.a. aus den neuen Bundeslän- 
dern, aber auch Tschechien. Laut einem 
Eintrag eines Neonazis bei einer social 
community wurde einem Fernseh-Kame- 
ra-Team der Zugang zu der Veranstaltung 
verwehrt. 

Über eine E-Mail-Liste hatte Mauksch 
außerdem für den Abend auch noch ein 
Neonazi-Konzert im kameradschaftseige- 
nen Club „Helenenbad“ (Besitzer ist der 
Görlitzer Bauunternehmer und langjähri- 
ge Neonazi-Aktivist Rene Nierling) ange- 
kündigt. Gerüchten zufolge wurde dies 
allerdings durch die Stadt verboten. 

Wieso die Stadt rechte Veranstaltungen 
in ihren eigenen öffentlichen Sport-Räu- 
men zulässt und in Neonazi-Räumen ver- 
bietet, ist kaum zu verstehen. Bestenfalls 
ist es noch mit einfacherer und besserer 
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Überwachung zu erklären, was aber kein 
Grund dafür sein darf Neonazi-Veranstal- 
tungen überhaupt zu ermöglichen. Eben- 
falls nicht nachvollziehbar ist, wie der 
Verein „Energie Görlitz“ noch weiterhin 
Unterstützung durch diverse Sponsoren, 
die Stadt selber, den Sportbund und den 
Oberlausitzer Fußball-Verband bekommt. 

E.G. 17.03.2012 


„Die Sicherheitsbehörden 
rechnen sich die Statistik 
rechtsextremer Straftaten 
weiterhin schön” 

kritisiert die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE Ulla Jelpke. 
Das gehe aus einer Antwort der Bundes- 


regierung auf eine Kleine Anfrage hervor 
(17/8746). Jelpke weiter: 


„Aus sämtlichen 144 107 offenen Haft- 
befehlen, die es bundesweit gibt, hat das 
BKA mit den Ländern die Haftbefehle 
gegen jene Personen herausgerechnet, die 
polizeilich bereits als rechte Straftäter be- 
kannt sind oder deren Haftbefehlen poli- 
tisch rechts motivierte Straftaten zugrun- 
de liegen. Ergebnis: Gegen 160 Nazis lie- 
gen derzeit unvollstreckte Haftbefehle 
vor. Nur 50 von diesen 160 werfen die Si- 
cherheitsbehörden eine politisch moti- 
vierte Straftat vor, der Rest werde wegen 
„sonstiger Kriminalität“ gesucht. 

Aber: Diese Berechnung ist extrem 
fragwürdig. 

Ein Fall, in dem ein einschlägig be- 
kannter Nazi eine Person türkischer Her- 
kunft würgt und sie mit den Worten belei- 
digt „so was wie Ihr gehört vergast‘“, wird 
als „unpolitisch“ abgetan. Ein Hitlergruß 
in Verbindung mit gefährlicher Körper- 


verletzung fällt ebenfalls unter „sonsti- 
ges“. Elf Fälle der „Verwendung von 
Kennzeichen verfassungswidriger Orga- 
nisationen“ bzw. „Volksverhetzung“ wer- 
den von der Polizei dem Bereich der un- 
politischen „Sonstigen Kriminalität“ zu- 
gerechnet, obwohl der rechtsextreme 
Hintergrund offenkundig ist. Wie kommt 
die Polizei zu diesen Einschätzungen? 
Und wie kommt die Bundesregierung 
dazu, eine solche Statistik unkommentiert 
wiederzugeben? Offenbar sind die Si- 
cherheitsbehörden in Deutschland auf 
dem rechten Auge noch blinder als be- 
fürchtet. Das beweist, wie richtig die For- 
derung der Linkspartei nach einer unab- 
hängigen Beobachtungsstelle gegen rech- 
te Gewalt ist.“ 
Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE. I 


Beratungsstellen veröffentlichen Jahresstatistik zu rechter Gewalt in Ostdeutschland: 


706 Fälle rechter Gewalt in 
Ostdeutschland 


Im Jahr 2011 erlangten die Opfer- 

beratungsstellen in den östlichen 
Bundesländern und in Berlin Kenntnis 
von insgesamt 706 rechtsmotivierten Ge- 
walttaten. 2010 waren 704 Angriffe do- 
kumentiert worden. 

Während in Berlin ein massiver An- 
stieg rechter und rassistischer Gewalt zu 
verzeichnen ist (2011: 158, 2010: 109), 
blieben die Angriffe in Mecklenburg-Vor- 
pommern (2011: 97, 2010: 96) und Sach- 
sen-Anhalt (2011: 132, 2010: 132) auf an- 
haltend hohen Niveau wie im Vorjahr. In 
Brandenburg (2011: 84, 2010: 108) und 
Sachsen (2011: 186, 2010: 239) wurden 
weniger Angriffe dokumentiert. In Thü- 
ringen ist aufgrund eines Trägerwechsels 
der dortigen Beratungsstelle ein Vergleich 
mit den Vorjahreszahlen nur bedingt 
möglich (2011: 49). 

Insgesamt wurden die meisten Angriffe 
in Sachsen (186) gezählt, gefolgt von 
Berlin (158), Sachsen-Anhalt (132), 
Mecklenburg-Vorpommern (97), Bran- 
denburg (84) und Thüringen (49). Von 
den 706 Angriffen waren mindestens 
1593 Menschen direkt betroffen. Bei 
zwei Dritteln der Gewalttaten handelte es 
sich um Körperverletzungsdelikte (449). 
In 374 Fällen richtete sich die Gewalt ge- 
gen junge Menschen aus linken und alter- 
nativen Milieus. 226 Mal war Rassismus 
die Tatmotivation. 

Berlin registrierte die höchste Angriffs- 
zahl seit 2006. Am häufigsten wurden 
dort Menschen aus rassistischen Motiven 
verletzt. In Sachsen-Anhalt hat sich die 
Anzahl der Gewalttaten gegen „politische 
Gegner“ im Vergleich zum Vorjahr nahe- 
zu vervierfacht. In Mecklenburg-Vorpom- 
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mern setzten Neonazis die Serie von An- 
schlägen auf Büros von Landtagsabge- 
ordneten demokratischer Parteien und 
Angriffe auf Kulturzentren fort. In Sach- 
sen ging die Anzahl der Angriffe im länd- 
lichen Raum um fast 30 Prozent zurück, 
während sie in Dresden und Leipzig auf 
hohem Niveau blieben. Betroffen waren 
vor allem nicht-rechte Jugendliche. In 
Brandenburg sind die dokumentierten 
Angriffszahlen rückläufig. Schwerpunkte 
liegen in Cottbus, Frankfurt (Oder) und 
Wittstock. 

Auffällig ist in Thüringen die hohe 
Zahl der direkt Betroffenen. Hintergrund 
war ein Überfall auf das Park- und 
Schlossfest in Greiz. Eine Gruppe von 
von 15 bis 20 Männern stürmte ein abge- 
schlossenes Konzertgelände. Etwa 100 
Menschen fanden sich plötzlich in einer 
bedrohlichen Situation wieder, in der die 
Täter mit Reizgas in die Menge sprühten, 
Bierbänke und -gläser warfen und einen 
Mann gezielt niederschlugen. Bei der 
Verhandlung am Amtsgericht Gera stellte 
sich als Tatmotiv die Ablehnung einer 
Gruppe alternativer junger Menschen he- 
raus, die sich auf dem Gelände aufhielten. 

Bundesweit wurden zwei Menschen 
2011 durch Neonazis getötet. Am 27. 
März 2011 wurde der vietnamesische 
Wohnungslose Duy-Doan Pham in Neuss 
(NRW) von zwei Männern zu Tode ge- 
prügelt. Einer der Täter hatte Kontakte 
zur Neonaziszene und trägt ein Haken- 
kreuz auf seiner Brust tätowiert. Das drit- 
te Jahr in Folge forderte rechte Gewalt in 
Sachsen allem Anschein nach ein Todes- 
opfer. Am 27. Mai wurde der Wohnungs- 
lose Andre K. in Oschatz (Sachsen) brutal 


zu Tode geprügelt. Die bisherigen Infor- 
mationen zu Tathergang und Tätern geben 
Hinweise auf ein rechtes Tatmotiv. Es ist 
daher nicht auszuschließen, dass Andre 
K. aufgrund sozialdarwinistischer Ein- 
stellungen sterben musste. 

Jedes Jahr werden Menschen aus ras- 
sistischen, antisemitischen, homophoben 
oder sozialdarwinistischen Motiven ange- 
griffen und ermordet. Dass diese Tatmoti- 
ve von gesellschaftlicher und staatlicher 
Seite ernst genommen und anerkannt 
werden, wäre ein erster Schritt der Soli- 
darität mit den Opfern und den Hinter- 
bliebenen. Bisher taucht nur ein Drittel 
der Todesopfer rechter Gewalt seit der 
Wiedervereinigung in den offiziellen Sta- 
tistiken auf. Wir fordern, dass die offiziel- 
len Zahlen der Todesopfer rechter, rassis- 
tischer Gewalt korrigiert werden. 

Um Betroffene schnell, angemessen 
und unbürokratisch zu unterstützen und 
ein unabhängiges Monitoring zu gewähr- 
leisten ist eine dauerhafte und langfristige 
Finanzierung der Opferberatungsprojekte 
nötig. Nicht zuletzt die rassistischen Mor- 
de und Anschläge des „Nationalsozialisti- 
schen Untergrunds“ und die Tatsache, 
dass viele Angehörigen und Betroffene 
vor Ort weitestgehend alleine dastehen 
machen deutlich, dass ein flächendecken- 
der Auf- und Ausbau der professionellen 
Opferberatungsprojekte in den westlichen 
Bundesländern längst überfällig ist. 


Statistisches Material zu Angriffszahlen, 
Tatmotiven und Straftatbeständen: 
http://www.opferperspektive.de/Presse/l 
106.htm! IM 


„Die Bundesregierung ver- 
nachlässigt das Problem 
der rechtsextremen Subkul- 


tur in Gefängnissen” 

kritisiert die innenpolitische Sprecher der 
Fraktion DIE LINKE Ulla Jelpke die 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Fraktion (17/8745). 
Jelpke weiter: 

„Neofaschistische Gefangene organi- 
sieren sich in Cliquen, verbreiten ihre 
Propaganda, schüchtern kritische Häftlin- 
ge ein und versuchen, neue Anhänger zu 
rekrutieren. Der Bundesregierung ist 
zwar nach ihren Angaben bewusst, „dass 
zumindest in einzelnen Justizvollzugsan- 
stalten entsprechende Subkulturen beste- 
hen“, deren Bekämpfung überlässt sie 
aber den Anstaltsleitungen bzw. den Bun- 
desländern. 

Kriminologische Forschungsberichte 
sind alarmierend genug: In Brandenburg 
ist über ein Viertel der Insassen von Ju- 
gendstrafanstalten rechtsextrem, in Sach- 
sen-Anhalt bis zu 20 Prozent. Es ist zu 
befürchten, dass diese Jungnazis radikali- 
siert und nicht resozialisiert aus dem Voll- 
zug zurückkehren. 

Dennoch lässt die Bundesregierung 
nicht ansatzweise erkennen, dass sie das 
Problem umfassender aufarbeiten will. 
Sie lehnt sich mit dem Verweis auf die 
unvollständige Forschungs- und Datenla- 
ge zurück, anstatt selbst Initiativen zu er- 
greifen, um diese Lücken zu füllen. Der 
Kampf gegen Neofaschismus ist jedoch 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die 
endlich ernst genommen werden muss. 
Die Bundesregierung muss schleunigst 
mit den Ländern geeignete Gegenmaß- 
nahmen gegen die partielle Dominanz 
des Knastalltags durch Nazis beraten und 
sie bei der Umsetzung unterstützen.“ 

Ulla Jelpke, MdB, Innenpolitische 
Sprecherin Fraktion DIE LINKE. 


Innenministerium erklärt 
sich im Ausschuss zu Polizei- 


einsatz in Münster 

Auf Druck der Fraktion DIE LINKE hin 
wird sich der Innenausschuss des Land- 
tags nun doch mit dem Polizeieinsatz 
rund um den Neonazi-Aufmarsch am 
vergangenen Samstag in Münster befas- 
sen. „Gegenwärtig kommen laufend 
neue Erklärungen von Betroffenen und 
Zeugen des Polizeieinsatzes hinzu“, er- 
klärt Anna Conrads, innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion die Dringlichkeit 
der Debatte. „Viele Menschen, die sich 
in Münster couragiert den Neonazis in 
den Weg stellen wollten, erheben ernste 
Vorwürfe gegen die Polizei.“ Es sei da- 
her dringend geboten, dass die Landesre- 
gierung zum Umgang der Polizei mit An- 
wohnern/-innen und Demonstranten/-in- 
nen in Münster Auskunft gebe. Vor Ein- 
tritt in die Tagesordnung der Ausschuss- 


Aufruf: Stolberg 2012 - 
Gemeinsam den Nazi- 
aufmarsch blockieren! 


Seit 2008 instrumentalisieren Nazis den 
Tod eines Jugendlichen in Stolberg für 
ihre rassistische Propaganda. Dabei ist 
ihr Ziel in Stolberg einen Märtyrerkult 
aufzubauen, ähnlich dem, der etwa im 
schwedischen Salem besteht. In Neona- 
zikreisen setzte sich eine Konstruktion 
der Ereignisse durch, die auf Opfermy- 
thos, Märtyrerkult und Rassismus setzt. 
Es wurde ein Bild gezeichnet, nachdem 
die Tat nur ein weiteres Beispiel, für eine 
ständige Verfolgung „der Deutschen“ 
durch MigrantInnen, durch Linke und 
durch eine breite Öffentlichkeit sei, ge- 
gen die sie sich gemeinsam, entschlossen 
und gewaltsam zur Wehr setzten müss- 
ten. Kevin P., der Getötete wurde stili- 
siert zum „Held, der für Deutschland 
fiel“, zum „Soldat, im Kampf ermordet“, 
zum „Märtyrer für die national(sozialis- 
tisch)e Sache“, eben als einer der ihren. 
Und wenn schon nicht einer der ihren, 
denn in dieser Frage sind sich die Neona- 
zis nicht einig, so war er doch wenigs- 
tens „ein junger Deutscher“. Dass es sich 
bei dem Streit um einen sogenannten Be- 
ziehungsstreit handelte, erwähnten sie 
nicht. 

Für die Nazis entwickelt sich Stolberg 
zu einer Großveranstaltung. So versam- 
meln sich jedes Jahr im April zwischen 
500 und 800 Nazis in Stolberg um ein 
symbolisches Datum zu schaffen, mit 
dem bundes-, wenn nicht europaweit ein 
Aufmarschanlass geschaffen und zudem 
eine teils taktisch zerstrittene Szene ge- 
eint werden kann. 

Auch 2011 mobilisierten Nazis bun- 
des-, zum Teil europaweit für ihren 
Trauermarsch. Erschreckend war sicher- 
lich, dass trotz fehlender NPD-Mobili- 
sierung über 400 gewaltbereite Nazis 


dem Aufruf folgten und durch Stolberg WE 


marschierten. 


Für Neonazis sind kollektive Veran- " 


staltungen wie Aufmärsche nicht nur 
wichtig, um Rassismus und Nationalis- 
mus Öffentlich zu propagieren. Sie festi- 
gen auch das Selbstbild eines kollekti- 
ven „Wir“ der TeilnehmerInnen. Jeder 
erfolgreich durchgeführte Aufmarsch 
wirkt motivierend, stabilisierend und 
ideologisierend auf die NS-Szene. Die 
Auswirkungen zeigen sich in verstärkter 
überregionaler Vernetzung, aber auch im 
Kleinen; durch ein alltägliches offensi- 
ves, gewalttätiges Auftreten von Neofa- 
schistInnen in Stolberg, Düren, Aachen — 
Städte, in denen Menschen zunehmend 
Opfer von Nazigewalt werden. 


Nazis blockieren - Den 
Märtyrerkult stoppen! 


Nicht zuletzt die Blockaden in Dresden, 
Wunsiedel, Lübeck und Köln haben be- 
wiesen, dass es mit vielen Menschen 
möglich ist, Naziaufmärsche zu verhin- 
dern. 2011 konnten wir den Aufmarsch 
verzögern, 2012 werden wir ihn verhin- 
dern. 

Um effektiv etwas gegen den entste- 
henden Märtyrerkult erreichen zu kön- 
nen, um dem rechten Gedenken ein Ende 
zu setzen, um zu verhindern, dass Neona- 
zis ihre rassistische Propaganda verbrei- 
ten, werden wir mit allen, die diese Auf- 
märsche effektiv verhindern wollen, die 
Nazis Anfang April 2012 blockieren. Die- 
ses Ziel eint uns über alle sozialen, politi- 
schen und kulturellen Unterschiede hin- 
weg! 

Doch damit eine solche Blockade er- 
folgreich wird, bedarf es eines großen 
Bündnisses. Wir sind davon überzeugt, 
dass eine Vielfalt von Protesten, von soli- 
darischen Protesten, uns nicht nur unse- 
ren Zielen näher bringt, sondern uns auch 
lernen lässt, welcher Wert in Differenz 
und in der Vernetzung steckt. 

Wir leisten zivilen Ungehorsam gegen 
den Naziaufmarsch. Von uns geht dabei 
keine Eskalation aus. Unsere Massenblo- 
ckaden sind Menschenblockaden. Wir 
sind solidarisch mit allen, die mit uns das 
Ziel teilen, den Naziaufmarsch zu verhin- 
dern. 


7. April 2012 
Stolberg 

ELLE f ee 
Gemeinsam den 
Naziaufmarsch 
blockieren! 
a ee 
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sitzung am Donnerstag wird nun das In- 
nenministerium Stellung zu den Vorgän- 
gen beziehen. DIE LINKE bezieht sich 
in ihrer „Dringlichen Anfrage“ vor allem 
auf die Kritik von bisher 38 Anwohnern/- 
innen aus Münster-Rumphorst an der Ab- 
riegelung ihres Stadtteils zugunsten des 
Naziaufmarsches. „Außerdem wurde ne- 
ben dem bereits bekannten Fall eines 
schwer verletzten Jugendlichen ein wei- 
terer Fall eines Demonstranten bekannt, 
der erst gestern nach mehrtägiger Be- 
handlung das Krankenhaus verlassen 
konnte“, erläutert Conrads. „Zudem 
mehren sich Hinweise darauf, dass mit 
Frau Remmers MdB nach ihrer Festnah- 
me anders verfahren worden war als mit 
einem Großteil der weiteren Inhaftierten 
an diesem Tag.“ Es bestehe die Möglich- 
keit, dass sich ausschließlich die Bundes- 
tagsabgeordnete Remmers auf der Poli- 
zeidienststelle vollständig entkleiden 

musste. 
Florian Kaiser, Pressesprecher DIE 
LINKE. Fraktion im Landtag NRW, 
07.03.2012 I 


Rechtes Magazin ZUERST! 
wechselt den Vertrieb 


HAMBURG. Nach Informationen aus dem 
Betriebsrat der Bauer Media Group 
wechselt der braune Verleger Dietmar 
Munier die Vertriebsgesellschaft für sei- 
ne Nazi-Publikation „ZUERST!“. Sie 
soll ab Mai 2012 nicht mehr durch die 


Frankreich: 


100%ige Bauertochter „Verlagsunion“ 
vertrieben werden, sondern durch die 
Firma „IPS Industrie Presse Service Her- 
mann Selze“. Ab 2013 sollen durch diese 
Firma auch die übrigen Munier-Blätter 
wie „Der Schlesier‘“ und die „Deutsche 
Militärzeitung“ (DMZ) vertrieben wer- 
den. 

Leider ist die Vertriebsumstellung kein 
Erfolg einer kleinen antifaschistischen 
Kampagne durch das „Hamburger Bünd- 
nis gegen Rechts“, dem Betriebsrat bei 
Bauer und anderen aktiven Antifaschis- 
tInnen, sondern geschieht nur aus Kosten- 
gründen seitens Muniers. Die Bauer Me- 
dia Group zeigte sich bis zuletzt unein- 
sichtig und störte sich nicht am Profit mit 
brauner Propaganda. 

Hamburger Bündnis gegen Rechts 
http://www.keine-stimme-den-nazis.org 
u 


„Kein Platz für Nazis in 
Riga” 

In der lettischen Hauptstadt Riga fand 
Freitag den 16.Maerz eine antifaschisti- 
sche Konferenz unter dem Titel „The 
problem of right radicalism in the Bal- 
tics“ statt. Anlass war der Aufmarsch von 
Angehörigen der ehemaligen - lettischen 
— Waffen-SS. Zweimal gingen die Teil- 
nehmerlInnen der Konferenz auf die Stra- 
ße und machten klar, dass es „keinen 
Platz für Nazis geben kann“. Die Konfe- 
renz, die von der internationalen Organi- 


sation „World Without Nazism‘“ veran- 
staltet wurde, beleuchtete auf vielfältige 
Weise die Rolle der - lettischen — Waf- 
fen-SS, den aktuellen Nationalismus in 
den baltischen Ländern, den internationa- 
len Rechtsextremismus und Rechtspopu- 
lismus und erörterte mögliche Gegenstra- 
tegien. Ich war als Aktivist des Europäi- 
schen bzw. des Österreichischen Sozial- 
forums eingeladen und referierte über die 
Gründe der aktuellen enormen - interna- 
tionalen — Ausbreitung der extremen 
Rechten. 

Zweimal gingen die TeilnehmerInnen 
der Konferenz auf die Straße, um den 
Hochjublern der Waffen-SS einen kräfti- 
gen Strich durch die Rechnung zu ma- 
chen. Noch bevor diese ihren Zielpunkt, 
das „Freiheitsdenkmal‘“ im Zentrum der 
Stadt erreichen konnten, wurde von uns 
eben dort — unter starker Medienpräsenz 
— ein Kranz mit der Schleife „Zur Erinne- 
rung an die Opfer der Nazis“ niederge- 
legt. 

Zwei Stunden später gingen wir aber- 
mals auf die Straße. Die OrganisatorIn- 
nen des Aufmarschs hatten in der Zwi- 
schenzeit vor unserem Kranz das Symbol 
der Waffen-SS gestellt. Wir entfernten 
dieses, hielten kurze Ansprachen und ga- 
ben den Medien Interviews. Auch ich er- 
griff das Wort, drückte meine Solidarität 
mit den lettischen AntifaschistInnen aus 
und unterstrich, dass es heute „keinen 
Platz für Nazis und ihre Verherrlicher ge- 
ben kann“. 


Fortsetzung Seite 8 


Mordanschlag auf Schüler und Lehrer 
einer jüdischen Bildungseinrichtung 


Vier Menschen, unter ihnen drei 

Kinder und ein Erwachsener, wur- 
den am Montag früh — 19. März 2012 - in 
Toulouse (Südwestfrankreich) ermordet. 
Es handelt sich um einen Lehrer sowie 
zwei seiner Kinder und einen Schüler an 
einer jüdischen Privatschule. Sie wurden 
Opfer einer gezielten Mordattacke, die 
mit einer Schusswaffe des Kalibers 11.43 
ausgeführt wurde. Dieses Kaliber ist in 
Frankreich cher selten, außer in Kreisen 
der Organisierten Kriminalität. 

Laut bisherigen Kenntnissen war der 
Mörder ein einzelner Schütze, der einen 
Helm trug und auf einem Mofa oder Mo- 
torroller floh. Das benutzte Kaliber und 
die Vorgehensweise (ein Schütze auf ei- 
nem Motorroller oder Motorrad) sind die- 
selben wie bei den beiden jüngsten Mord- 
anschlägen auf Soldaten in Südwestfrank- 
reich, Toulouse und Montauban, am Don- 
nerstag vergangener Woche sowie am 
vorletzten Sonntag. Dabei wurden, eben- 
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falls mit Kaliber 11.43, insgesamt vier 
Soldaten ermordet: drei arabischstämmige 
französische Legionäre und ein schwarzer 
karibikfranzösischer; die verwendete Tat- 
waffe war bei beiden Anschlägen diesel- 
be. Einer der vier Legionäre hatte in Af- 
ghanistan gedient. Aber es wird vielfach 
vermutet, der Täter hätte angenommen, 
alle vier hätten sich dort aufgehalten. 
Denn die Einheiten, bei denen sie dienten, 
seien regelmäßig dort stationiert. — Im 
Laufe des Montag bestätigten die Ermitt- 
lungen, dass es sich in allen drei Fällen 
um dieselbe Tatwaffe handelte. 

Denkbar ist eine Neonazi-Tat; ihr wä- 
ren ein Schwarzer, mehrere „Maghrebi- 
ner“ und nunmehr auch mehrere jüdische 
Menschen zum Opfer gefallen, was in ein 
neo-nazistisches Gesamtprofil hinein 
passt. Aber auch die Tat eines islamisti- 
schen Terroristen, der beispielsweise „Ra- 
che für getötete Afghanen“ hätte nehmen 
wollen, ist denkbar. Im letzteren Falle 


hätte ein islamistischer Täter ebenfalls be- 
sonders gezielt maghrebinischstämmige 
Soldaten attackieren können, „weil es be- 
sonders schlimm ist, dass sie im Auftrag 
von Ungläubigen (in Afghanistan) andere 
Moslems töten“. 

Am Montag Nachmittag erhärtete sich 
die Neonazi-Spur, nachdem mehrere 
Presseorgane daran erinnerten, dass 2008 
eine Neonazi-Connection in einer Kaser- 
ne in Montauban ausgehoben wurde. 

Präsident Nicolas Sarkozy möchte 
ebenso wie der Präsidentschaftskandidat 
der sozialdemokratischen stärksten Oppo- 
sitionspartei, Frangois Hollande, noch im 
Laufe des Montag nach Toulouse reisen. 
Die „Sozialistische“ Partei unterbrach ih- 
ren Wahlkampf, aus Pietätsgründen. Aber 
auch die rechtsextreme Politikerin Marine 
Le Pen verschob aus demselben Grund 
eine Debatte, an welcher sie teilnehmen 
sollte. 

Bernhard Schmid I 


DGB: Der 1. Mai in Bonn gehört uns! 


Forderung nach Demonstrationsverbot für Neonazis 


Als unerträgliche Provokation empfindet 
der Deutsche Gewerkschaftsbund Köln- 
Bonn die Demonstrationsanmeldung ei- 
ner rechten Gruppierung für den 1. Mai 
in der Bonner Innenstadt. Ingo Degen- 
hardt, ehrenamtlicher Vorsitzender des 
DGB-Kreisverbandes Bonn/Rhein-Sieg 
protestiert aufs Schärfste. „Der 1. Mai ist 
der Tag der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer, den werden wir uns nicht 
nehmen lassen. Wir werden demonstrie- 
rend durch die Straßen ziehen und uns 
auf dem Marktplatz zu unserer Kundge- 
bung versammeln. Eine Gefährdung un- 
seres Demonstrationszuges und unserer 
Kundgebung werden wir nicht zulassen“, 
so Ingo Degenhardt. 

Der DGB ruft alle Demokratinnen und 
Demokraten in der Stadt und in der Regi- 


on auf, mit uns gemeinsam friedlich und 
entschlossen zu demonstrieren. DGB und 
Gewerkschaften werden neben ihren For- 
derungen nach gerechten Löhnen und so- 
zialer Sicherheit ein klares Zeichen gegen 
Rechtsextremismus und Fremdenfeind- 
lichkeit setzen. Degenhardt: „Wir haben 
2008 hier in unserer Stadt mit 2500 Men- 
schen ein deutliches Zeichen gegen 
Rechts gesetzt und das werden wir auch 
am 1. Mai in der Bonner Innenstadt tun.“ 

Vor dem Hintergrund, dass 2009 in 
Dortmund die DGB-Demonstration von 
den „Autonomen Nationalisten‘“ angegrif- 
fen wurde und es heute eine groß ange- 
legte Razzia in mehreren Bundesländern 
gegen das rechtsextreme „Aktionsbünd- 
nis Mittelrhein“ gegeben hat, fordern der 
Köln-Bonner Regionsvorsitzende Andre- 


as Kossiski und Ingo Degenhardt die zu- 
ständigen Behörden auf, intensiv und un- 
ter Einsatz aller zur Verfügung stehender 
Mittel, ein Verbot der für Bonn angemel- 
deten Neonazidemo zu prüfen. Beide be- 
tonen ausdrücklich, dass es zwingend ge- 
boten ist, am 1. Mai dem Tag der Arbeit, 
allen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerin- 
nen den Rücken zu stärken. 
„Wir werden nie vergessen, was 1933 
mit Gewerkschafterinnen und Gewerk- 
schaftern geschehen ist. Der 1. Mai bleibt 
der Tag der Demokratinnen und Demo- 
kraten und darf nicht missbraucht werden 
für die Hetze gegen Andersdenkende“, so 
Andreas Kossiski. 

PM DGB Köln-Bonn I 


Kongress des DGB NRW und des DGB-Bildungswerk NRW: 


Für Freiheit, Vielfalt und Toleranz! 


Strategien gegen Nazis und 


Rassismus in NRW 


Der DGB NRW und das DGB- 

Bildungswerk NRW möchten auf 
dem Kongress „Für Freiheit, Vielfalt und 
Toleranz! Strategien gegen Nazis und 
Rassismus in NRW“ Menschen zusam- 
menbringen, die sich gegen Fremden- 
feindlichkeit und Rechtsradikalismus en- 
gagieren. Gemeinsam wollen wir darüber 
diskutieren, was zu tun ist gegen Rechts- 
terrorismus, Neonazis und gegen den All- 
tagsrassismus in Nordrhein-Westfalen. 

Den einführenden Vortrag wird Hans 
Leyendecker (Süddeutschen Zeitung) 
übernehmen. Anschließend finden Work- 
shops zu unterschiedlichen Aspekten des 
Themas statt. Nach Mittag ist eine Podi- 
umsdiskussion geplant mit Ralf Jäger (In- 
nenminister NRW), Ullrich Sierau (Ober- 
bürgermeister Dortmund), Andreas Mey- 
er-Lauber (Vorsitzender DGB NRW), Ar- 
mina Omerika (Islamwissenschaftlerin, 
Teilnehmerin Deutsche Islamkonferenz) 
und Sabrina Erdmann (Antirassistisches 
Bildungsforum Rheinland). 

Wir laden Sie herzlich ein, an der Ver- 
anstaltung teilzunehmen! Die Veranstal- 
tung findet statt am Samstag, 28. April 
2012, 10.00 bis 14.30 Uhr, in Dortmund 
(Innenstadt). Aus Sicherheitsgründen 
wird der genaue Veranstaltungsort erst 
nach der Anmeldung bekanntgegeben. 
Anmelden können Sie sich bis zum 18. 
April 2012 unter http://www.dgb-bil- 
dungswerk-nrw.de/kongress. 
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Fortsetzung von Seite 6 


Im Anschluss an diese gelungene Akti- 
on setzten wir die Konferenz fort. Der 
Umstand, dass unter den Teilnehmerln- 
nen des Aufmarsches nicht nur unverbes- 
serliche Ewiggestrige, sondern viele — 
auch junge — NormalbuergerInnen‘ wa- 
ren, stimmte nachdenklich. Es wurde of- 
fensichtlich, dass die Ursachen fuer die- 
sen Umstand- die aktuellen ökonomi- 
schen, sozialen, ökologischen und politi- 
schen Krisen — mitreflektieret werden 
müssen. Und dass der Kampf gegen 
die extreme Rechte sich nicht in Aufklä- 
rung — so wichtig diese ist! — erschöpfen 
kann. Es gilt Aufklärung und Gegeninfor- 
mation mit praktischen Aktionen — wie in 
Riga oder schon früher in Dresden- und 
sozialen und ökonomischen Konzepten 
zu begegnen, um den Rechten den gesell- 


schaftlichen Nährboden zu entziehen, auf 


dem sie gedeihen können. 
Hermann Dworczak I 


Anklage wg. „Döner-Killer” 


MEPPEN: Die Staatsanwaltschaft Osna- 
brück hat unter anderem wegen des Lie- 
des „Döner Killer“ Anklage gegen den 
Sänger der Naziband „Gigi und die brau- 
nen Stadtmusikanten‘“ erhoben. Das Lied 
bezieht sich auf die Mordserie der Thü- 
ringer Neonazi-Zelle an Migranten. Es 
erschien bereits 2010, als die Hintergrün- 
de der Mordserie noch nicht bekannt wa- 
ren. 

antifa aktuell 3/2012 MM 


Staatsknete für NPD 


Nach wie vor erhält die NPD beträchtli- 
che staatliche Mittell obwohl sie ihre 
Verfassungsfeindlichkeit offen zur Schau 
trägt. Von 2005 bis 2009 nahm die Partei 
laut ihren Rechenschaftsberichten 1628 
Millionen Euro ein. Davon stammten 
6,75 Millionen Euro (41 Prozent) aus 
staatlichen Mitteln. Gleichzeitig beglei- 
ten immer wieder Finanzskandale die 
Partei. Mal wurden überhöhte Spenden- 
einnahnlen behauptet, un] an ebenso hö- 
here staatliche Zuschüsse zu gelangen. 
Mal erleichterte ein Schatznleister die 
NPD und über 700000 Euro, um damit 
seine bankrotte Firma zu retten. Dessen 
Nachfolger war nicht in der Lage, einen 
ordnungsgemäßen Rechenschaftsbericht 
zu erstatten. Gegenwärtig streitet die 
NPD weiter mit der Bundestagsverwal- 
tung, die 2,5 Millionen Euro wegen fal- 
scher Rechenschaftsberichte zurückver- 
langt. Die finanziellen Durststrecken 
überwindet die Partei vor allem mit den 
Mitteln der Landtagsfraktionen in Sach- 
sen und Mecklenburg-Vorpommern. In 
Sachsen flossen so jährlich zwischen 
2006 bis 2011 jeweils 1,4 bis 2,3 Millio- 
nen Euro in ihre Kassen. Zwar dürfen Zu- 
schüsse für die Fraktionsarbeit nur für de- 
ren parlamentarische Arbeit (Mitarbeiter- 
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technische Ausstattung, Öffentlichkeitsar- 
beit usw.) verwendet werden, aber die 
NPD ist trickreich genug, die Bestim- 
mungen für sich günstig auszulegen. Un- 
ter der Regie des neuen Vorsitzenden Ap- 
fel hat Schatznleister Andreas Storr 
gleich zwei weitere Vorstandsmitglieder 
an der Seite, die für das Thema Finanzen 
verantwortlich sind, und hofft so, weitere 
Skandale zu vermeiden. 

antifa aktuell 3/2012 


Von Gauck begeistert 


Die Rechtsextremen sind über die Bun- 
despräsidentenwahl gespalten. Die NPD 
stellte mit einem Berater der sächsischen 
Landtagsfraktion einen eigenen Kandida- 
ten auf. Das Blatt macht mit der Schlag- 
zeile „Wir sind Präsident“ auf- in Anleh- 
nung an die Bildzeitungs-Schlagzeile zur 
Papstwahl. Chefredakteur Dieter Stein 
gibt die Losung aus: „Joachim Gauck ... 
ist es zuzutrauen, die Aussöhnung der 
Deutschen mit sich und ihrer Geschichte 
zu forcieren. Sein Plädoyer für Vater- 


Mastalgıan dag Miziramimes 


<hlelinnen bad Anfyaschielen 


Münster, 3.3.2012, Foto: K. Richert 


landsliebe und Freiheitswillen, sein bei- 
spielgebender Patriotismus könnten die 
Normalisierung unserer Nation beför- 
dern.“ Unter Normalisierung versteht das 
Blatt zweierlei — zum einen deutschen 
Nationalismus und zum anderen ein 
Ende der Holocaust-Debatte. In der Aus- 
gabe 10 wird das Blatt noch deutlicher: 
Gauck habe 2008 die „Prager Erklärung 
zum Gewissen Europas und zum Kom- 
munismus“ unterschrieben: ‚„Implizit 
wandte er sich damit gegen das ge- 
schichtspolitische Dogma: die Singulari- 
tät des Holocaust, die faktische Kollek- 
tivschuld und die Pflicht zur dauerhaften 
Sühne, das Amtsvorgänger Richard von 
Weizsäcker in seiner 8.-Mai-Rede 1985 
im Bundestag dekretiert hatte. Hat Gauck 
das Hzeug zum Gegen-Weizsäcker?“ 
Mehr Stimmen als Weizsäcker hat Gauck 
auf jeden Fall erhalten — es wird interes- 
sant zu sehen, ob Gauck die Erwartungen 
des Blattes erfüllt und ob SPD und Grüne 
mit ihrem Vorschlag ein rechtes Ei zum 
Schlüpfen gebracht haben. 

UDM 


67. Jahrestag der Selbst- 
Gedenken an Sinti und 


In Weimar/Buchenwald wird am 
15.4. des 67. Jahrestages der Selbst- 
befreiung gedacht. Veranstalter: In- 
ternationale Komitee Buchenwald- 
Dora und Kommandos. 

Wir rufen auf zur Teilnahme und orga- 
nisieren auf Nachfrage (info-ac@vvn- 
bda.de) Mitfahrgelegenheiten. 

Zuvor findet statt das 3. Treffen der 
Nachkommen von Überlebenden, Famili- 
enangehörigen und Freunden der Bu- 
chenwalder. Interessant dabei ist: „Im Be- 
sonderen wollen wir in diesem Jahr an die 
Sinti und Roma im KZ Buchenwald erin- 
nern.“ 


Der Aufruf, dokumentiert aus dem Mit- 
teilungsblatt „Die Glocke vom Eitters- 
berg“ 

Aus Anlass des 67. Jahrestages der 
Selbstbefreiung der Häftlinge des Kon- 
zentrationslagers Buchenwald wird die 
Lagerarbeitsgemeinschaft Buchenwald- 
Dora e.V. am Sonntag, dem 15. April 
2012 ab 10.30 Uhr im Kinosaal der Ge- 
denkstätte Buchenwald das III. Treffen 
der Nachkommen in würdigem Rahmen 
durchführen. Ehemalige Häftlinge, Nach- 
kommen mehrerer Generationen sowie 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
werden der Taten gedenken, die mit der 


Der Kapitalismus ist die Krise! 


Europäischer Aktionstag gegen den Kapitalismus 
Großdemo in Frankfurt/M. Sa., 31.3., 14 Uhr Hauptbahnhof 


Deutsche Vorherrschaft in 
der EU 


Schon bei ihren ersten Anzeichen wollte 
Finanzminster Schäuble die Euro-Krise 
nutzen, um innerhalb der nächsten 10 
Jahre aus der EU das zu machen, „was 
man als politische Union bezeichnet“. 
Die Bundesregierung will ihre Machtpo- 
sition in der EU auszubauen. Dazu sollen 
Souveränitätsrechte der beteiligten Staa- 
ten (wie das Haushaltsrecht) auf die EU- 
Ebenen verschoben werden, wo die öko- 
nomische Großmacht Deutschland im 
Verbund mit Frankreich eine enorme 
Durchsetzungskraft hat. Ein Staat, dem 
geholfen werde, so wieder Schäuble, 
„muss im Gegenzug einen Teil seiner 
Hoheitsrechte an die EU abgeben“. Diese 
Marschroute hat die Bundesregierung 
konsequent verfolgt. 

Die Krise währt nun schon über ein 
Jahr, und unsere Zwischenbilanz lautet, 
dass Deutschland bei seinen Zielen vo- 
rangekommen ist. Einige Regierungen 
wurden ausgetauscht; Rettungsschirme 
wurden aufgespannt, deren Inanspruch- 
nahme die betroffenen Staaten erhebliche 
Zugeständnisse kosteten; der Fiskalpakt 
wird die 25 an ihm beteiligten Länder zu 
einer rigiden Haushaltspolitik zwingen. 
Griechenland ist auf einen protektorats- 
ähnlichen Zustand hinabgedrückt worden 
— es kann kaum noch selbst über seinen 
Haushalt entscheiden. 

Die FAZ triumphierte in ihren Kom- 
mentaren, Berlin habe „Europa seinen 
Stempel aufgedrückt“, und Kanzlerin 
Merkel sei die „Frau, nach deren Pfeife 
derzeit ganz Europa tanzen muss“. 


Dramatischer Sozialabbau 
und Widerstand 


Bei solcher Großmannssucht spielen die 
Auswirkungen des deutschen Diktats auf 
die Lebensbedingungen in den südeuro- 
päischen Staaten keine Rolle: Massive 
Einschnitte bei Renten und Sozialleistun- 
gen, rasant steigende Arbeitslosigkeit 
und sinkende Einkommen. So sieht ein 
deutsch beherrschtes Europa aus! Aber es 
gibt in den betroffenen Ländern heftigen 
Widerstand. Unsere Solidarität gilt den 
dortigen Kämpfen. Es wird Zeit, dass 
sich auch hier, „im Herzen der Bestie“, 
ein konsequenter Widerstand entwickelt! 

Darum unterstützen wir die Großdemo 
des M31-Bündnisses, an dem sich sehr 
viele Gruppen und Organisationen aus 
dem undogmatischen und linksradikalen, 
anarchistischen und antiautoritären 
Sprektrum beteiligen. An diesem Tag — 
dem 31. März — wird es in vielen europäi- 
schen Ländern Demonstrationen geben. 
Sie alle eint die Erkenntnis, dass es nicht 
um einen menschlicheren Kapitalismus 
gehen kann, sondern um seine Abschaf- 
fung! 

Das M31-Bündnis besteht aus Gruppen 
und Organisationen aus mittlerweile zehn 
Ländern: Griechenland, Belgien, Nieder- 
lande, Ukraine, Spanien, Dänemark 
Österreich, Italien, Portugal, Slowenien 
und Deutschland. Sie alle bereiten größe- 
re Aktionen vor. Die Demo in Deutsch- 
land wird zwischenzeitlich von über 100 
verschiedenen Gruppen unterstützt. 

Wir rufen zur Demo in Frankfurt auf, 
denn auch wir sind davon überzeugt, dass 
der Kapitalismus die Krise ist — und dass 


2012 


daher die einzig effektive Krisenbewälti- 
gung die Abschaffung des Kapitalismus 
ist. Auch wir sind der Meinung, dass die 
hierarchischen und autoritären Struktu- 
ren, die der Kapitalismus und sein Staat 
geschaffen haben, durch eine freie Gesell- 
schaft abgelöst werden sollten, die jede 
Form von Ausbeutung und Unterdrü- 
ckung abschafft. 

In dem bundesweiten Aufruf heißt es: 
„Besser wir kämpfen gemeinsam gegen 
das Diktat des Kapitalismus und organi- 
sieren uns endlich europaweit. Der Euro- 
päische Aktionstag am 31. März 2012 ist 
dafür ein erster Schritt.“ 
(http://march31.net) 


In diesem Sinne: Am 31. 
März auf nach Frankfurt! 


Anarchistische Gruppe/Rätekommunis- 
ten 

(AG/R, Hamburg) 

www.agr.de.vu 


befreiung von Buchenwald - 


Roma 


Selbstbefreiung der Häftlinge vor 67 Jah- 
ren ihren Höhepunkt fanden. 

Im Besonderen wollen wir in diesem 
Jahr an die Sinti und Roma im KZ Bu- 
chenwald erinnern. Im Mittelpunkt wer- 
den Verfolgung und Völkermord an die- 
ser Minderheit durch die deutschen Fa- 
schisten stehen, aber auch ihre 
Diskriminierung in Deutschland und an- 
deren europäischen Staaten, die bis in die 
Gegenwart höchste Wachsamkeit gebie- 
tet. Die Vorbereitungen zu der Gedenk- 
veranstaltung werden in ka- 
meradschaftlicher Zusammenarbeit zwi- 
schen der Lagerarbeitsgemeinschaft Bu- 


chenwald-Dora und Vertretern des Zen- 
tralrates Deutscher Sinti und Roma ge- 
troffen. Zum II. Treffen der Nachkom- 
men erwarten wir Bertrand Herz, Präsi- 
dent des Internationalen Komitees Bu- 
chenwald-Dora und Kommandos 
(IKBD), Günter Pappenheim, Vor- 
sitzender der Lagerarbeitsgemeinschaft 
und Erster Vizepräsident des IKBD, Eva 
Pusztai, Vizepräsidentin des IKBD, Un- 
garn sowie Romani Rose, Vorsitzender 
des Zentralrates Deutscher Sinti und 
Roma. 

Der Weimarer Historiker Dr. Harry 
Stein wird über die Häftlingsgruppe der 


Sinti und Roma im KZ Buchenwald und 
in den Nebenlagern referieren. Der Be- 
richt über ein Jugendprojekt „Gedenkweg 
Buchenwald-Bahn“ und die Vorstellung 
von Lebensbildern von verfolgten Sinti 
und Roma durch junge Leute sollen Be- 
standteile des Gedenkens sein. Die musi- 
kalische Begleitung liegt in den Händen 
von Ference Snetberger, Gitarre, Ungarn. 
Eine gemeinsame Erklärung für Völ- 
kerverständigung und Solidarität, gegen 
Rassismus und Neofaschismus soll das 
Treffen der Nachkommen beschließen. 


LAG Buchenwald-Dora e.V., G. 
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Frankreich: Rechts-Rechts-Getümmel 


Marine Le Pen kann als Präsident- 
schaftskandidatin antreten. Unterdes- 
sen betreibt das Regierungslager eine 
scharfe Polarisierung von Rechts im 
französischen Wahlkampf - und über- 
trifft dabei zeitweilig den Front Natio- 
nal... 


An diesem Montag, den 19. März 12 
wird in Paris die endgültige Liste der Na- 
men der Präsidentschaftskandidatinnen 
und -kandidaten veröffentlicht. Es han- 
delt sich um jene Bewerber/innen, die 
nach Überprüfung durch das Verfas- 
sungsgericht die rechtliche Vorausset- 
zung dafür erfüllten und bis zum vergan- 
genen Freitag, den 16. März mindestens 
500 Unterschriften von Mandatsträgern 
der Republik vorlegen konnten. 

Anders als in deutschen Medien mitun- 
ter dargestellt handelt es sich dabei mit- 
nichten um „Stimmen“, sondern um einen 
formalen Akt, den viele Bürgermeister 
kleinerer Kommunen „im Namen der De- 
mokratie und des Pluralismus“ erfüllen. 
Dies bedeutet, dass eine Unterschrift für 
eine solche „Wahlpatenschaft“ im Prinzip 
keinerlei inhaltliche Übereinstimmung 
zwischen Mandatsträger/in und Kandi- 
dat/in voraussetzt. Auch ohne jegliche 
programmatische Übereinstimmung mit 
„ihrem“ Kandidaten kann etwa die Bür- 
germeisterin einer kleinen Gemeinde da- 
für sorgen wollen, dass alle relevanten 
politischen Strömungen bei der Präsident- 
schaftswahl vertreten sind. Aufgrund der 
Veröffentlichung der Namen aller „Wahl- 
paten“ wurde es dennoch in den letzten 
Jahren für die extreme Rechte mitunter 
delikat, diese Voraussetzung zu erfüllen: 
Aus inhaltlichen Gründen wird es den 
Mandatsträgern oft unangenehm, als Un- 
terzeichner/in für Le Pen in Erscheinung 
zu treten. 


Abgeordneter der Auslandsfranzo- 
sen in Israel lässt Marine Le Pen die 
Hürde passieren 


Marine Le Pen konnte die Hürde aber 
nun nehmen, und — wie sie bereits am 
Dienstag, den 13. März öffentlich ver- 
kündete - ihre 500 Unterschriften sam- 
meln. Und dabei verfügt sie dank des Zu- 
falls auch noch über ein Symbol, das Tei- 
le ihrer Partei bereits eifrig herausstrei- 
chen, um sich einmal mehr durch ein Ali- 
bi gegen Faschismus- oder Antisemitis- 
musvorwürfe zu wappnen: Der 500. Un- 
terzeichner für Marine Le Pen ist ausge- 
rechnet ein Abgeordneter der Auslands- 
franzosen in — Israel, der im französi- 
schen Parlament sitzt. 

Es handelt sich um den rechten Franko- 
Israeli, Sylvain Semhoun; einen Parla- 
mentarier der Regierungspartei UMP, 
welcher dem Vernehmen nach über die 


10 :antifaschistische nachrichten 06-2012 


„zu araberfreundliche Politik von Nicolas 
Sarkozy“ enttäuscht sein soll (obwohl 
Sarkozy etwa anlässlich des Libanon- 
kriegs im Juli/August 2006 als beinharter 
Unterstützer der israelischen Rechtsregie- 
rung auftrat), nachdem er Sarkozys Auf- 
stieg ursprünglich unterstützt hatte. Inner- 
halb der extremen Rechten nutzten die of- 
fen antisemitischen „Dissidenten“ gegen 
den „Modernisierungs“kurs Marine Le 
Pens die Episode, um einmal mehr der 
aktuellen Parteiführung des FN ideologi- 
schen Ausverkauf und Anpassung ans 
System zu unterstellen, insbesondere im 
Blog der altfaschistischen Wochenzeitung 
Rivarol. 

Vier Kandidaten auf der Rechten, 


von konservativ über rechtsextrem 
bis Spinnertum 


Voraussichtlich zehn Personen können 
im ersten Wahlgang am 22. April dieses 
Jahres antreten; in die Stichwahl am 06. 
Mai 12 werden dann die beiden bestplat- 
zierten Bewerber(-innen ?) einziehen 
können. Auf der Linken sind insgesamt 
fünf der voraussichtlichen Kandidaten 
angesiedelt, ein sechster Bewerber in der 
rechten Mitte: der christlich-liberale Mit- 
te-Rechts-Politiker Frangois Bayrou. Die 
übrigen vier Kandidaten stehen, mit Ab- 
stufungen, auf der politischen Rechten. 
Es handelt sich um Amtsinhaber Nicolas 
Sarkozy, die Kandidatin des Front Natio- 
nal — Marine Le Pen -, den rechtsbürger- 
lichen EU-Kritiker Nicolas Dupont-Ai- 
gnan und den Sektenkandidaten Jacques 
Cheminade. Letzter, der bereits zur Präsi- 
dentschaftswahl 1995 antreten konnte 
(und damals 0,28 % der Stimmen er- 
hielt), ist der französische Repräsentant 
des US-amerikanischen Milliardärs und 
Verschwörungstheoretikers Lyndon La- 
Rouche. 

Der „soziale Gaullist‘“ und EU-Skepti- 
ker Nicolas Dupont-Aignan seinerseits 
setzt zwar zum Teil auf nationalistische 
Rhetorik gegen die EU, ist jedoch anders 
als die rechtsextremen Unions-Gegner im 
Prinzip ein bürgerlicher Demokrat (und 
kritisierte im Juli/August 2010 die dama- 
lige heftige rassistische Kampagne der 
Sarkozy-Regierung). Allerdings antwor- 
tete er vor anderthalb Wochen in der Zeit- 
schrift ‚Figaro-Magazine‘ auf die Frage, 
wen er als Premierminister nehmen wür- 
de, falls er zum Präsidenten gewählt wur- 
de: „Marine Le Pen“. Zwar hatte er laut 
eigenen Angaben noch die Namen „Ar- 
naud Montebourg“ (sozialdemokratischer 
Globalisierungskritiker) und „Jean-Pierre 
Chevenement“ (Linksnationalist, EU- 
Skeptiker und Innenminister zwischen 
1997 und 2000) hinzugefügt, diese wur- 
den jedoch durch die Zeitschrift nicht mit 
veröffentlicht. 


Regierungslager betreibt offen 
aggressiven Wahlkampf 


Wenn es gegen Ausländer geht, kommen 
die Sprüche am besten an. Am vorletzten 
Sonntag, den 11. März steht Premiermi- 
nister Frangois Fillon kurz vor 13 Uhr 
auf der Bühne in den riesigen Messehal- 
len von Villepinte, ein Dutzend Kilome- 
ter nördlich von Paris in Sichtweite des 
Flughafens Charles de Gaulle. Er rühmt 
sich der Erfolge seiner Regierung im 
Kampf gegen die Krise, für wirtschaftli- 
che „Reformen“ und gegen „Blockade- 
kräfte‘“, womit vor allem Gewerkschaften 
gemeint sind. Am meisten Applaus erhält 
aber seine Passage gegen das Wahlrecht 
für Einwanderer auf kommunaler Ebene, 
das durch die oppositionelle Sozialdemo- 
kratie befürwortet wird. Dieses Wahl- 
recht würde, behauptet Fillon, bedrohlich 
„den Kommunitarismus stärken“ (also 
das Gruppendenken auf der Grundlage 
von Partikularinteressen), den es zu be- 
kämpfen gelte und der „mit uns nicht 
durchkommen wird“. Gemeint ist damit, 
dass Gruppen, die nunmehr auch wählen 
dürften, Sonderwünsche oder -interessen 
anmelden könnten. 

An jenem 11. März ist Fillon einer der 
Vorredner von Präsidentschaftskandidat 
und Amtsinhaber Nicolas Sarkozy, der als 
Letzter vor den versammelten rund 
30000 bis 50 000 Anhängern spricht. 
Diese wurden aus ganz Frankreich ange- 
karrt: Zehn TGV-Sonderzüge und Hun- 
derte von Bussen bezahlte die Regie- 
rungspartei UMP dafür, die drei Millio- 
nen Euro für die Großveranstaltung der 
Superlative ausgegeben haben soll. (Bis 
dahin handelte es sich um die größte Ver- 
anstaltung im französischen Wahlkampf. 
Am vergangenen Sonntag, den 18. März 
— dem Jahrestag des Beginns der Com- 
mune de Paris im März 1871 — wurde sie 
allerdings locker durch die französische 
„Linksfront“ übertrumpft. Dieser Zusam- 
menschluss aus französischer KP und ei- 
ner Linksabspaltung von der 
Sozialdemokratie konnte rund 100 000 
Anhänger/innen und Gewerkschafterin- 
nen zu einer Demonstration und einer Ab- 
schlusskundgebung auf dem Bastille- 
Platz mobilisieren. Im Gegensatz zu Sar- 
kozy Parteigänger hatten sie, sofern von 
außerhalb des Raums Paris angereist, ihre 
Zugfahrkarten aus eigener Tasche bezah- 
len müssen.) 

Nach Fillon kommen der alternde 
Schauspieler Gerard Depardieu (dem Sar- 
kozy einige Steuerprobleme geregelt ha- 
ben soll), der Sänger Enrico Macias und 
andere Prominente an die Reihe. Um 
punkt 14 Uhr spricht Sarkozy genau eine 
Stunde lang, für die Sendezeiten des 
Fernsehens getimed. Er wirkt weniger dy- 
namisch, weniger kämpferisch als in der 


Vergangenheit — zwei Tage zuvor hat er 
dem Publikum versichert, falls er die Prä- 
sidentschaftswahl von Ende April und 
Anfang Mai verliere, werde er sich aus 
dem politischen Leben zurückziehen. 
Viele seiner Ankündigungen sind be- 
kannt. Und dann kommt der erste neue 
Vorschlag: Sarkozy will „die Schengen- 
Abkommen aussetzen“, nach zwölf Mo- 
naten „Überprüfzeit“, falls die europäi- 
schen Behörden sich nicht in der Lage 
zeigten, „unsere Grenzen besser zu schüt- 
zen“. Gegen unerwünschte Einwande- 
rung. 

Deren Bekämpfung dürfe „nicht länger 
den Technokraten und den Richtern über- 
lassen“ bleiben. Vielmehr möchte Sarko- 
zy die gerichtliche Überprüfung von Ab- 
schiebungsentscheidungen, die den 
Grundrechtsschutz gewährleisten soll, er- 
heblich einschränken: Die Politik müsse 
das letzte Wort haben. Und folgen die 
EU-Strukturen seinen Wünschen nicht, 
dann will er durch die Aussetzung der 
Schengen-Vereinbarungen nationale 
Grenzkontrollen wiedereinführen — an al- 
len Außengrenzen, etwa nach Italien, 
Deutschland oder Belgien. 


Wahlkampf gegen „Ausländer“... 


Einwanderung ist ein Thema, das von 
Sarkozy und seinem konservativ-wirt- 
schaftsliberalen Lager in diesem Wahl- 
kampf viel beschworen wird, um ent- 
sprechende Ressentiments möglichst 
stark zum Schwingen zu bringen. „Es 
gibt zu viele Ausländer auf unserem Ter- 
ritorium‘“, erklärte Sarkozy am 06. März 
wörtlich im Fernsehsender France 2, und 
dies sei der Grund, warum „unser Inte- 
grationssystem nicht länger funktio- 
niert“. Er fügte hinzu, die Zahl der jähr- 
lich erteilten Aufenthaltstitel müsse un- 
gefähr „halbiert“ werden. Statt 180 000 
Aufenthaltsgenehmigungen — die alle 
Kategorien umfasst, von ausländischen 
Studierenden mit kurz- oder mittelfristi- 
gem Aufenthalt über Ehegatten von Fran- 
zösinnen oder Franzosen bis zu Asylsu- 
chenden — dürften in Zukunft nur noch 
100 000 erteilt werden. 

Die rechtsextreme Kandidatin Marine 
Le Pen versucht dies natürlich noch zu 
übersteigern und spricht ihrerseits von 
nur noch „10 000 pro Jahr“, wobei diese 
Aufenthaltstitel bevorzugt an „Topstu- 
denten“ mit Spitzenniveau zu vergeben 
seien. 

Diese Wahlkampfmethode spitzte sich 
in den ersten Märztagen zeitweilig Pole- 
mik um Essen nach Halal- oder Koscher- 
Vorschriften, also muslimischen und jüdi- 
schen Speiseanleitungen, und entspre- 
chende Schlachtmethoden zu. Am Mon- 
tag, den 05. März behauptete Sarkozy bei 
einem Abstecher in Saint-Quentin in der 
Picardie sogar öffentlich, dieses Thema 
sei „die wichtigste Sorge, die derzeit die 
Franzosen beschäftigt“ — eine absurde 
Behauptung, während in Wirklichkeit 


weitaus eher die Frage nach Arbeitsplät- 
zen und Kaufkraft, also Löhnen und Ge- 
hältern, die französische Bevölkerung 
umtreibt. Ein gewichtiger Unterschied 
dürfte dabei freilich darin liegen, dass 
Sarkozy für die Wirtschafts- und Sozial- 
politik der letzten fünf Jahre einen gehöri- 
gen Anteil an Verantwortung trägt, für 
seine Bilanz auf diesem Gebiet aber lie- 
ber nicht öffentlich gerade stehen will. 
Für die Speisevorschriften von Muslimen 
und Juden hingegen trägt er erst einmal 
keinerlei Verantwortung. 

Gestartet hatte die aktuelle Auseinan- 
dersetzung die rechtsextreme Kandidatin 
Marine Le Pen. Anlässlich einer zweitägi- 
gen Wahlkampfveranstaltung — dem „Prä- 
sidentschaftskonvent“ ihrer Partei, des 
Front National (FN) - in Lille am 18./19. 
Februar 12 hatte sie die Aufmerksamkeit 
der Medien mit folgender Behauptung er- 
regt: In der Region Ile-de-France, also im 
Großraum Paris, seien „100 Prozent des 
gehandelten Fleischs halal“, also nach 
moslemischen Speisevorschriften zube- 
reitet. Diese sehen vor, dass das Vieh aus- 
bluten muss, bevor der Tod eintritt, weil 
sowohl nach muslimischer als auch nach 
jüdischer Auffassung n Todeseintritt vor 
dem Austritt des Blutes bedeutet, „Aas zu 
essen“. 

Daran wurden in der Vergangenheit 
mitunter tierschützerische Bedenken ge- 
äußert, wobei es seitens einiger moslemi- 
scher Verbände auch Kompromissvor- 
schläge gab — etwa für eine Betäubung 
von Schlachttieren, die einen Bewusst- 
seinsverlust, jedoch nicht den Tod vor 
dem Ausbluten eintreten lassen. Doch die 
rechtsextreme Politikerin Marine Le Pen 
war nicht in erster Linie auf Belange des 
Tierschutzes bedacht. Ihr ging es viel- 
mehr darum, das Gefühl von „Überfrem- 
dung“ zu schüren, indem sie suggerierte, 
die Franzosen müssten auch unfreiwillig 
und ohne ihr Wissen halal zubereitetes 
Fleisch essen — ihnen würden also die für 
Muslime geltenden Vorschriften aufge- 
zwungen. 

Ihre Behauptung stand jedoch auf tö- 
nernen Füßen. Denn was die rechtsextre- 
me Politikerin nicht dazu sagte, war, dass 
zwar alle vier im Raum Paris angesiedel- 
ten Schlachthöfe aus Kostengründen das 
Fleisch für alle Kundenschichten auf die- 
selbe Weise zubereiten — also nach Halal- 
Vorschriften schlachten, weil Nichtmusli- 
men der Verzehr solchen Fleisches ja 
nicht vom Glauben her verboten ist, um- 
gekehrt aber schon -, diese vier Schlacht- 
höfe aber nur einen geringen Teil des Be- 
darfs decken. Denn der Löwenanteil des 
Fleischkonsums in Paris und Umland 
wird aus den darum herum liegenden Re- 
gionen eingeführt. 

Präsident Sarkozy selbst antwortete 
Ende Februar bei einem Besuch des 
Großmarkts von Rungis auf Marine Le 
Pen, „nur 2,5 Prozent des Fleischver- 
brauchs im Raum Paris“ seien halal. Auch 


diese Zahl war übrigens falsch, und Sar- 
kozy irrte: 2,5 Prozent sind vielmehr der 
Anteil des Fleischkonsums in der Haupt- 
stadtregion, der aus den eigenen 
Schlachthöfen der Region gedeckt wird. 
Hingegen beträgt der Anteil von halal ge- 
schlachteten Tieren: bei den Schweinen — 
die weder durch Muslime noch durch Ju- 
den verspeist werden — null Prozent, bei 
Rindern rund 12 Prozent, bei Hammeln 
dagegen 49 Prozent. 

Zu dem Zeitpunkt war Sarkozy selbst 
der Auffassung, „diese Polemik“ sei voll- 
kommen „unnütz“. So erklärte er es bei 
seinem Wahlkampfbesuch in den Markt- 
hallen von Rungis. Und Marine Le Pen 
ihrerseits musste sich Anfang März bei 
ihrem Abstecher beim Salon de l’agricul- 
ture, also auf der Pariser Landwirtschafts- 
messe, vor Unternehmern des Fleischsek- 
tors rechtfertigen — diese befürchteten, ih- 
nen werde ihr Geschäft verdorben. Eine 
lustige Note bekam die Sache noch da- 
durch, dass ein Regionalparlamentarier 
von Marine Le Pens eigener Partei in 
Nordfrankreich zurücktreten musste: Er 
ist Fleischgroßhändler, und es stellte sich 
heraus, dass er aus Kostengründen selbst 
alles auf halal umgestellt hatte. Nach die- 
sen lustigen Abschnitten hätte die Pole- 
mik auch ganz gut vorüber sein und ab- 
klingen können. 


..und ihr Wahlrecht 


Doch dem war nicht so: Am ersten März- 
wochenende wurde sie erneut angefacht. 
Neues Öl ins Feuer goss Sarkozys rechter 
Innenminister Claude Gu£ant, der schon 
des Öfteren als Mann fürs ganz Grobe 
aufgetreten war und wieder einmal tief in 
die Kiste mit den Ressentiments griff. 
Am 02. März 2012 rief er öffentlich aus, 
nun sehe man doch, warum man nicht 
das kommunale Wahlrecht für seit länge- 
rem im Land lebende Ausländer einfüh- 
ren dürfte — dieses war von Nicolas Sar- 
kozy im Jahr 2005 noch befürwortet wor- 
den, jetzt macht er Wahlkampf dagegen, 
während sich die sozialdemokratische 
Opposition zaghaft dafür ausspricht. 
Denn dürften die Einwanderer auf loka- 
ler Ebene votieren, „dann werden die von 
ihnen mitgewählten Bürgermeister über- 
all in den Kantinen Halal-Fleisch vor- 
schreiben“, malte der Minister drohend 
aus. Und machte damit unmissverständ- 
lich klar, worum es in dieser Debatte in 
Wirklichkeit hauptsächlich ging. Näm- 
lich nicht um Speisevorschriften, sondern 
darum klarzustellen, wer legitimer Weise 
in Frankreich zu Hause ist und Vorstel- 
lungen vom Zusammenleben äußern darf 
— und wer nicht. 

Am folgenden Tag, bei einer Großver- 
anstaltung in Bordeaux, schlug Kandidat 
Sarkozy dann genau in dieselbe Kerbe. 

Auf dieselbe Idee spielte am Sonntag, 
den 12. März dann auch Premierminister 
Fillon an. 
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Juden & Moslems bekommen ihr 
Fett ab 


Ausgerechnet sein Premierminister Fran- 
gois Fillon, der sonst als eher moderater 
Politiker im konservativen Lager gilt, 
spitzte die Sache im weiteren Verlauf 
dann noch stärker zu. 

Er wandte sich offen gegen jüdische 
ebenso wie muslimische Gemeinden und 
ihre traditions ancestrales — ungefähr: 
„ihre von den alten Ahnen (ancötres) 
übernommenen Traditionen“. Und fragte 
sich, „ob diese in einer modernen Gesell- 
schaft‘ noch „ihren Platz“ hätten. Nun 
kann zwar jeder Privatmensch seine Auf- 
fassung, wie immer sie lauten möge, zur 
Frage religiöser Glaubensinhalte und da- 
raus abgeleiteter Vorschriften haben. Als 
amtierender Regierungschef aber muss 
der Mann theoretisch ebenso als politi- 
scher Vertreter der französischen Juden 
und Muslime da sein, wie beispielsweise 
für Christen oder Atheisten. 

Durch diese Aussprüche hatte Frangois 
Fillon vorübergehend auch den Front Na- 
tional, der sich zumindest mit offenen An- 
griffen gegen Juden — welche Marine Le 
Pen aufgrund der notorischen, teilweise 
unverhohlenen Nazi-Sympathien in der 
Gründergeneration der Partei taktisch un- 


geraten erscheinen — heute mehr als zu- 
rückhält, überholt. 

Nicht nur der Zentralrat der französi- 
schen Juden CRIF und der muslimische 
Dachverband CFCM protestierten heftig. 
Um die Dinge wieder halbwegs ins Lot 
zu bringen, traf Premierminister Fillon 
daraufhin mit dem französischen Ober- 
rabbiner und anderen Repräsentanten der 
jüdischen Religion zusammen und sprach 
auf „beruhigende“ Weise mit ihnen. Ge- 
spräche mit moslemischen Religionsver- 
treten standen kurz darauf ebenfalls für 
Premierminister Frangois Fillon wie auch 
für „Oppositionsführer“ Francois Hollan- 
de auf dem Programm. Und am Mitt- 
woch, den 14. März 12 besuchte Nicolas 
Sarkozy dann die Grande Mosquee, die 
Große Moschee von Paris, „um die mus- 
limische Gemeinde in Frankreich zu be- 
ruhigen“, wie die Mittagsnachrichten des 
französischen Fernsehens meldeten. Dies 
ist aber ein kolonialer Stil im Umgang mit 
den Muslimen. Denn die Grande Mos- 
quee im Zentrum von Paris war 1927 — 
mitten in der französischen Kolonialzeit 
in Algerien — als Symbol der Ausstrah- 
lung Frankreichs auf Nordafrika gegrün- 
det worden. Und ihre Leiter waren seit- 
dem stets regierungsnahe. Wann immer 


die in Frankreich lebenden Muslime über 
gesellschaftliche Schwierigkeiten oder 
Probleme mit Rassismus klagten, spran- 
gen sie der Regierung zur Seite und attes- 
tierten dieser die allerbesten Bemühun- 
gen. Zuletzt im Prozess gegen Ex-Innen- 
minister Brice Hortefeux, der wegen ras- 
sistischer Beleidigungen gegen Nordafri- 
kaner angeklagt war und 2010 in erster 
Instanz schuldig gesprochen, 2011 im Be- 
rufungsverfahren freigesprochen wurde. 
Der sozialdemokratische Politiker Be- 
noit Hamon warnte vor einer „unglaubli- 
chen Stigmatisierung der Muslime“. Aber 
auch ein Vorstandsmitglied der Regie- 
rungspartei UMP - Salima Saa — erklärte 
sich „betrübt über die abwertenden Äuße- 
rungen“ über diese Religionsgemein- 
schaft. Um die auftretenden Risse in der 
Regierungspartei zu kitten, durfte sie 
dann am Sonntag, den 11.03. auf der 
Bühne in Villepinte die Redner ankündi- 
gen Außenminister Alain Juppe& erklärte 
seinerseits die Polemik zum Thema für 
„nutzlos“, und wollte diese Pseudo-De- 
batte lieber beendet sehen. Um das The- 
ma aus dem Wahlkampf herauszuhalten, 
ist es allerdings längst zu spät. 
Bernard Schmid, Paris 


Frankreich: Gesetz zur Leugnung des 
Armenier-Völkermords einkassiert 


Was sind die Gründe, und welche Tragweite hat der Richterspruch? 


Die türkische Regierung konnte und 
wollte ihre Zufriedenheit, ja Schaden- 
freude, kaum verhüllen. Am 28. Februar 
dieses Jahres hatte der Conseil constituti- 
onnel, also das französische Verfassungs- 
gericht, das neue Gesetz zur Strafandro- 
hung gegen Leugner des Armenier-Völ- 
kermords im Ersten Weltkrieg kassiert. 
Es war am 22. Dezember 2011 durch die 
Nationalversammlung, das „Unterhaus“ 
des französischen Parlaments, und am 
23. Januar 2012 durch den Senat — das 
parlamentarische „Oberhaus“ — verab- 
schiedet worden. Doch infolge der An- 
nahme des Gesetzes hatten eine Reihe 
von Parlamentariern das Verfassungsge- 
richt angerufen, um die Verfassungsmä- 
Bigkeit des Textes überprüfen zu lassen. 
An dem Gesetz hatte es aus guten wie 
aus negativen Gründen Kritik gegeben. 
Aus fortschrittlicheren Kreisen wurde 
etwa dessen Charakter als „Einzelfallge- 
setz“ kritisiert: De facto stellte der Geset- 
zestext nämlich ausschließlich die Leug- 
nung des ab April 1915 begangenen Mas- 
senmords an den Armeniern unter Strafe. 
Aber beispielsweise nicht das Abstreiten, 
Relativieren oder Herunterspielen des 
jüngsten Völkermords der Geschichte, je- 
nes von 1994 an den Tutsi in Rwanda. An 
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dessen Auslösung war das offizielle 
Frankreich — durch seine massive Rü- 
ckendeckung für das damals amtierende 
Regime - alles andere als unbeteiligt ge- 
wesen. 

Aus den denkbar schlechtesten Grün- 
den wiederum gab es Kritik von Protago- 
nisten der politischen Rechten an der Ge- 
setzesinitiative. So formulierte der zwi- 
schen der bürgerlichen und der extremen 
Rechten stehende, konservativ-reaktionä- 
re Journalist Ivan Rioufol eine solche Kri- 
tik. Zunächst bezeichnet er sowohl den 
Gesetzentwurf zum Armenier-Völker- 
mord als auch das seit 1990 gültige fran- 
zösische Gesetz zur Holocaustleugnung 
gleichermaßen als „Einschränkung der 
Meinungsfreiheit“ und Kriminalisierung 
eines „Meinungsdelikts“. (Im Hinter- 
grund steht u.a., dass er gerne der extre- 
men Rechten inklusive ihrer faschisti- 
schen Komponenten eine Tür zu einer ak- 
tiven politischen Rolle offen halten will. 
Auch wenn er selbst eher im konservati- 
ven Lager verankert ist, möchte er sich 
doch die Option für eine Rechts-Rechts- 
Allianz ausdrücklich offen halten.) Aus 
vergleichbaren Motiven sprach der 
rechtskonservative Abgeordnete Jacques 
Myard unterdessen von einer „Sowjetisie- 


rung der Geschichtsschreibung‘“, die er 
u.a. dem neuen Gesetz zum Vorwurf 
machte. 

Am 28. Februar 2012 urteilte das von 
einer Reihe von Parlamentariern — unter 
ihnen Myard — angerufene Gericht nun, 
das neue Gesetz habe die Meinungsfrei- 
heit auf unzulässige, d.h. nicht verfas- 
sungskonforme Weise eingeschränkt. 
Dies ist in den Augen der Richter deswe- 
gen den Fall, weil das Gesetz einen Tat- 
bestand des Völkermords sanktioniere, 
der durch denselben Gesetzgeber selbst 
festgeschrieben worden sei — im Jahr 
2001 hatte ein vom französischen Parla- 
ment verabschiedetes „Erinnerungsge- 
setz“ den Völkermord an den Armeniern 
staatsoffiziell anerkannt. Darin sieht das 
Verfassungsgericht einen entscheidenden 
Unterschied zur ‚Loi Gayssot‘ von Juli 
1990, also jenem französischen Gesetz, 
das die Holocaustleugnung — die „Au- 
schwitzlüge‘“ — unter Strafe stellt: Letzte- 
res bezog sich nicht auf eine vom Gesetz- 
geber selbst etablierte Quelle historischer 
Wahrheit, sondern auf ein internationales 
Gerichtsurteil. 

Nämlich das Urteil des Tribunals von 
Nürnberg von 1946/47. Rechtstechnisch 
ist dies insofern eine andere Vorgehens- 


:flucht und migration 


Lagerpflicht für Flüchtlinge 
abschaffen! 


Gesetzentwurf soll am 15.03.2012 im Bayeri- 
schen Landtag verabschiedet werden 


In Bayern gilt eine strikte Lagerpflicht 
für Flüchtlinge. Sie hat ihre gesetzliche 
Grundlage im bayerischen Landesauf- 
nahmegesetz (AufnG) von 2002. Die Un- 
terbringung von Flüchtlingen in Sammel- 
lagern soll, so die Bayerische Asyldurch- 
führungsverordnung (DV Asyl) von 
2002, „die Bereitschaft zur Rückkehr in 
das Heimatland fördern“. 

Die Lagerpflicht muss jedoch abge- 
schafft werden. Sie ist nicht nur men- 
schenunwürdig, sondern nach einem Be- 
richt der Vereinten Nationen ein Verstoß 
gegen die Menschenrechte. Die Forde- 
rung nach Abschaffung oder zeitlicher 
Begrenzung der Lagerpflicht wurde von 
allen ExpertInnen der Landtagsanhörung 
am 23.04.2009 getragen. Im Landtag 
selbst gibt es eine Mehrheit aus Grünen, 
FDP, SPD, und FW für die Begrenzung 
der Lagerunterbringung auf maximal ein 
Jahr - lediglich die CSU will an ihrer Ab- 
schreckungspolitik festhalten. 

CSU und FDP haben sich nach drei 
Jahren Debatte im bayerischen Landtag 
und mehr als einem Jahr nach ihrem 
„Asylkompromiss“ nun auf einen Ände- 
rungsentwurf für das AufnG geeinigt, der 
am 15.03.2012 vom bayerischen Landtag 
verabschiedet werden und am 01.04.2012 
in Kraft treten soll. Eine vorläufige Neu- 
regelung im Vorgriff auf dieses Gesetz ist 
seit April 2011 in Kraft. Doch dieser man- 
gelhafte Kompromiss erlaubt es nur we- 
nigen Flüchtlingen, aus den Flüchtlings- 
lagern auszuziehen. 

http://www.fluechtlingsrat-bayern.de I 


Demonstration gegen 
Abschiebungen nach 
Afghanistan 


Bayern beginnt mit Abschiebungen nach Af- 
ghanistan / 300 Flüchtlinge und Unterstütze- 
rInnen forderten am 3.3.12, Abschiebestopp 


Am heutigen Samstag, den 03.03.2012, 
forderten 300 Flüchtlinge und Unterstüt- 
zerInnen in München einen Abschiebe- 
stopp nach Afghanistan. Bei schönem 
Wetter zogen sie vom Stachus über den 
Hauptbahnhof und das Bahnhofsviertel 
zum Sendlinger Tor. 

Bayern hat wieder mit Abschiebungen 
nach Afghanistan begonnen. Einer der 
ersten Betroffenen ist der 21-jährige Is- 
mail Afzali aus Passau. Er sitzt derzeit in 
München Stadelheim in Abschiebehaft. 
Weitere sollen folgen. Die Wiederaufnah- 
me der Abschiebungen geht auf ein 
Rundschreiben des Bayerischen Innenmi- 
nisteriums zurück, das kürzlich bekannt 
wurde. Darin fordert das Innenministeri- 
um die Ausländerbehörden auf, afghani- 
sche Flüchtlinge an die zuständigen Zen- 
tralen Rückführungsstellen zu melden, 
damit diese die Abschiebungen einleiten 
können. 

„Flüchtlinge in ein Kriegsgebiet zu 
schicken und sie Hunger, Obdachlosig- 
keit und Todesgefahr auszusetzen, ist 
menschenverachtend“, erklärt Markus 
Geisel vom Bayerischen Flüchtlingsrat. 
„Während ISAF-Mitarbeiter aufgrund der 
Gefahrenlage aus Afghanistan abgezogen 
werden, beginnt Bayern damit, Flüchtlin- 
ge dorthin abzuschieben. Dies ist an Zy- 
nismus kaum zu überbieten. Wir fordern 
einen sofortigen Abschiebestopp für Is- 
mail Afzali und alle anderen afghanischen 
Flüchtlinge in Bayern!“ 

Quelle: http://www. fluechtlingsrat-bay- 
ern.de, 03.03.2012 M 


Flüchtlinge fordern 
Bildungsrecht 


Kampagne BILDUNG(S)LOS! startet zur 
KMK in Berlin 

08./09. März 2012 | Berlin: Junge Flücht- 
linge fordern anlässlich der Kultusminis- 
terkonferenz (KMK) ein gleiches Recht 
auf Bildung und gesellschaftliche 
Teilhabe. 

Für ca. 170 000 Flüchtlinge, darunter 
47 000 Kinder und Heranwachsende gibt 
es aufgrund ihres Aufenthaltsstatus ver- 
schiedene rechtliche Bildungsbarrieren, 
die bis zu vollständigen Ausbildungs- und 
Studienverboten reichen können. Diese 
Menschen werden nicht nur von der 
Sprachförderung, Berufsausbildungsbei- 
hilfe (BAB) und BAföG ausgeschlossen, 
sondern unterliegen auch indirekten Dis- 
kriminierungen. So ist zum Beispiel 
durch Wohnsitzauflagen und die Resi- 
denzpflicht der räumliche Zugang zu Bil- 
dungseinrichtungen erschwert oder kom- 
plett verhindert. 

Die Flüchtlingsjugendinitative ,Ju- 
gendliche Ohne Grenzen“ (JOG) startet 
daher anlässlich der Kultusministerkonfe- 
renz in Berlin die Kampagne „BIL- 
DUNG(S)LOS! -— Grenzenlos Bedin- 
gungslos auch für Flüchtlinge“. Mit einer 
eigenen Jugendkonferenz, einer Podiums- 
diskussion, Politikergesprächen und einer 
Bildungslotterie bei der KMK fordern sie 
ein gleiches Recht auf Bildung. Mit dabei 
sind auch Qawa Mohamed und Abdul 
Karim. Qawa erhielt nach der Schule ein 
Ausbildungsverbot und durfte seine Aus- 
bildung als KFZ-Mechatroniker nicht an- 
fangen. Abdul Karim kam mit 18 Jahren 
in ein Flüchtlingslager in einem bayri- 
schen Dorf, ein Schulbesuch war unmög- 
lich nicht einmal ein Sprachkurs wurde 
gewährt. 

Zum Kampagnenstart fand ein Ge- 
spräch von jungen Flüchtlingen bei der 
Kultusministerkonferenz (KMK) statt, 


weise, als der Gesetzgeber sich hier nicht 
gewissermaßen selbst zitiert, sondern auf 
ein rechtskräftiges Urteil als „Wahrheits- 
quelle“ bezieht. 

Allerdings bleiben diese juristischen 
Erwägungen sehr umstritten. In der Pari- 
ser Abendzeitung Le Monde vom 05. 
März 2012 kritisiert Sevane Garibian, 
Doktorand der Rechtswissenschaft in der 
Schweiz, es handele sich im Kern um 
eine „Prämie für Straflosigkeit“: Die Tä- 
ter des Armenier-Völkermords seien einer 
gerichtlichen Strafe entgangen - u.a. weil 
der im Vertrag von Sevres von 1920 vor- 
gesehene Internationale Strafgerichtshof 
dazu doch nicht eingerichtet worden sei - 
‚und dies diene nun auch noch als Argu- 
ment für die Straflosigkeit der Leugnung 
ihrer Taten. Ihm widerspricht der Rechts- 
professor Hubert Lesaffre in der Ausgabe 
vom 15. März: Das Verfassungsgericht 


habe keineswegs für ungestrafte Leug- 
nung plädiert, sondern lediglich auf be- 
stimmten rechtlichen Mechanismen be- 
harrt. Er schlägt vor, Armenien oder ein 
anderer Staat könnte vor dem Europäi- 
schen Gerichtshof für Menschenrechte 
gegen die in der Türkei florierende, staat- 
lich sanktionierte Leugnung des Arme- 
nier-Genozids zu klagen — die zweifellos 
eine Einschränkung der Meinungsfreiheit 
darstelle, da abweichende Äußerungen 
dort rigoros bestraft werden. Würde die 
Türkei dafür verurteilt, dann hätte man 
das geforderte internationale Gerichtsur- 
teil in der Hand... 

Nicolas Sarkozy hat bereits angekün- 
digt, im Falle seiner Wiederwahl zum 
Präsidenten am 06. Mai 2012 werde er 
das Parlament dazu auffordern, einen 
neuen Gesetzestext zu der Sache vorzule- 
gen — der wasserdicht sein solle, indem er 


den Kritiken des Verfassungsgerichts 
Rechnung trage. Auch der sozialdemo- 
kratische Präsidentschaftskandidat Fran- 
gois Hollande hat sich in den Stunden 
nach dem Urteil der Verfassungsrichter, 
und nochmals anlässlich eines Besuchs in 
Marseille (Hochburg der armenischstäm- 
migen Bevölkerung in Frankreich), in 
diesem Sinne ausgesprochen. Hingegen 
distanziert sich der „Kandidat der Mitte“, 
der christdemokratisch-liberale Politiker 
Francois Bayrou (‚Mouvement Democra- 
te‘, MoDem) von diesen Bemühungen. Er 
hatte von Anfang an — wohl um sich von 
den beiden anderen Bewerbern des Etab- 
lishments zu unterscheiden — die Geset- 
zesinitiative als „Eingriff in die Freiheit 
der Historiker“ kritisiert. 

Bernard Schmid, Paris 


antifaschistische nachrichten 06-2012 13 


die derzeit in Berlin tagt. Zudem wurde 
eine Kundgebung, eine Jugendkonferenz 
und Gespräche mit Bundestagsabgeord- 
neten durchgeführt. Die Jugendlichen kri- 
tisierten insbesondere den mangelnden 
Sprachkursanspruch, Ausbildungsverbo- 
te, den Ausschluss vom BAföG und BAB 
sowie fehlende Möglichkeiten, einen 
Schulabschluss nachzuholen. 

Der Präsident der KMK, Senator Ties 
Rabe (SPD), zeigte Verständnis für die 
Forderung nach Bildungsgleichberechti- 
gung. Insbesondere bei der Zeit nach der 
Schule sei noch viel zu tun, erklärte Rabe. 
Der Bundestagsabgeordnete Dr. Ernst 
Dieter Rossmann (SPD) sah punktuellen 
Verbesserungsbedarf, etwa bei dem An- 
spruch auf Sprachkurse sowie bei den Ar- 
beits- und Ausbildungsverboten. Die Ab- 
geordnete Nicole Gohlke (LINKE) unter- 
stützte die Forderungen der Jugendlichen 
in vollem Umfang. 

„Was mit den ArbeitsmigrantInnen pas- 
sierte, wiederholt sich gegenwärtig bei 
den Flüchtlingen: Sie leben größtenteils 
seit vielen Jahren hier und werden auf 
Dauer in der BRD bleiben. Dennoch wird 
ihnen der Zugang zu Bildung, Arbeit und 
die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
verwehrt“, erklärt Rena Huseinova, Spre- 
cherin der Jugendlichen Ohne Grenzen. 
„Es kann nicht sein, dass Jugendlichen 
nach der Schule verboten wird, eine Aus- 
bildung zu absolvieren und dass Flücht- 
linge nicht einmal einen Sprachkurs er- 
halten. Wir wollen endlich gleiche Rech- 
te und eine Chance auf eine richtige Zu- 
kunft!“ 

Unterstützt werden die Jugendlichen 
bei ihrer Kampagne unter anderem von 
der GEW, dem AWO Bundesverband, 
dem Bundesfachverband UMF, der Grü- 
nen Jugend, den Jusos, Studentvertretun- 
gen, PRO ASYL, den Landesflüchtlings- 
räten, Flüchtlingsinitiative Berlin-Bran- 
denburg (Fib), Studierendenvertretungen, 
dem Migrationsrat Berlin-Brandenburg, 
dem GRIPS-Theater Berlin, Migranten- 
selbstorganisationen und Bildungsexper- 
ten wie dem ehemaligen Mitglied im UN- 
Ausschuss für die Rechte des Kindes 
Prof. Dr. Lothar Krappmann und Prof. Dr. 
Jörg Maywald. 

Jugendliche Ohne Grenzen — 
Flüchtlingsrat Niedersachsen I 


Antirassistische Demonstra- 
tion am 14. April 


DÜSSELDORF. Bereits in der Vergangen- 
heit gab es am Düsseldorfer Flughafen 
Proteste gegen die dort durchgeführten 
Abschiebungen. Von den Abschiebungen 
sind vor allem Roma betroffen. Für den 
14. April rufen verschiedene linke Grup- 
pen, unter anderem die Antifaschistische 
Jugend Düsseldorf, Association debut 
d’histoire und brigada hora azul zu einer 
Demonstration gegen Rassismus und Ab- 
schiebungen in Düsseldorf auf. 
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Wit BLEIBEN 


Mit der Demonstration wird der Protest 
nun auch in die Innenstadt getragen. An- 
gelaufen werden Institutionen, wie die 
Kommunale Ausländerbehörde auf der 
Willi-Becker-Allee. Ferner ist eine Zwi- 
schenkundgebung vor dem ungarischem 
Konsulat geplant, denn in Ungarn sind 
Roma unter der derzeitigen rechts-autori- 
tären Regierung massiver Diskriminie- 
rung ausgesetzt. Die EU unternimmt 
nichts gegen die Faschisierung Ungarns. 
Der Düsseldorfer Marktplatz in der Alt- 
stadt ist als Schlusskundgebungsort vor- 
gesehen. 

Im Vorfeld der Demonstration werden 
zwei Info- und Mobilisierungsveranstal- 
tungen stattfinden: 


Pressemitteilung: Wieder 
mehr Abschiebungen im 
Jahr 2011 


„Zum ersten Mal in den letzten fünf Jah- 
ren ist die Zahl der Abschiebungen wie- 
der gestiegen. Besonders betroffen waren 
Menschen aus Serbien, dem Kosovo und 
Mazedonien“, so Ulla Jelpke, innenpoli- 
tische Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE, zur nun vorliegenden Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfra- 
ge zur Zahl der Abschiebungen im Jahr 
2011 (BT-Drucksache17/8834). Jelpke 
weiter: 

„Insgesamt wurden im letzten Jahr 
7917 Menschen aus Deutschland abge- 
schoben, 359 mehr als 2010. Darunter 
waren 953 serbische Staatsangehörige, 
476 mazedonische Staatsangehörige und 
527 Personen aus dem Kosovo. Bund und 
Länder legen offensichtlich besonderen 
Nachdruck auf die Abschiebungen in die 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens. Bei den 
Abgeschobenen handelt es sich in der 
großen Mehrheit um Roma - die entweder 
in den letzten Jahren als Asylsuchende 
aus Serbien und Mazedonien eingereist 
sind oder, im Falle der Kosovo-Roma, 
schon lange in Deutschland leben. 

40 Prozent der Abschiebungen in den 
Kosovo lässt sich die Bundespolizei von 
der europäischen Grenzschutztruppe 
FRONTEX finanzieren. Die Bundespoli- 
zei hat sich an insgesamt 21 Abschiebe- 
maßnahmen mehrerer EU-Staaten betei- 
ligt, die von FRONTEX koordiniert und 
finanziert wurden. Bei neun dieser Maß- 
nahmen, mehr als doppelt so vielen wie 
im vergangenen Jahr, war die Bundespo- 
lizei federführend beteiligt. Sechs dieser 
europäischen Abschiebeflüge führten in 
den Kosovo, drei nach Serbien. Die letzte 
dieser Maßnahmen fand im Dezember 
statt, trotz des nahenden Wintereinbruchs 


ABSCHIEBEREEEN Du 
I 


SıDPPEN 
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im Kosovo und obwohl bekannt ist, dass 
die meisten der Betroffenen in der Ob- 
dachlosigkeit landen. Diese rigorose und 
kaltherzige Abschiebepolitik muss end- 
lich gestoppt werden.“ 

Auf zwei Umstände möchte ich beson- 
ders hinweisen: 

a) Ausweislich der Antwort gab es im 
Jahr 2011 genau 18 Abschiebungen nach 
Syrien! Aus einer früheren Kleinen An- 
frage der LINKEN zu Abschiebungen 
nach Syrien ergibt sich, dass im 1. Quar- 
tal 2011 zehn Menschen nach Syrien ab- 
geschoben wurden. Das heißt, dass noch 
acht Menschen ab April 2011 nach Syrien 
abgeschoben wurden, obwohl längst klar 
war, in welche unsicheren Verhältnisse 
man sie schickt! 

b) Unter den 30 Hauptzielstaaten von 
Abschiebungen finden sich mittlerweile 
alleine 14 Mitgliedstaaten der EU bzw. 
des „Schengen-Raums“. 

Wunderbares Reich der Freiheit, der Si- 
cherheit und des Rechts, in dem eine for- 
male Zuständigkeitsregelung mit den 
Mitteln des Zwangs, der Festnahme und 
Inhaftierung schutzsuchender Menschen 
durchgesetzt wird... 

Oelle: http://www.ulla-jelpke.de/news 
Fr., 09.03.2012 I 


Konsequente Ablehnung 


Persilschein für die richterliche Kammer im 
Fall Oury Jalloh 

Die 3 Berufsrichter, die mit dem durch 
die Nebenklage gestellten Befangen- 
heitsantrag gegen die richterliche Kam- 
mer des Magdeburger Revisionsprozes- 
ses im Fall Oury Jalloh befasst waren, 
haben diesen nach sachdienlichen Stel- 
lungnahmen aller am Prozess beteiligten 
Parteien als unbegründet zurückgewie- 
sen. 

Angesichts des ungeheuerlichen Vor- 
schlages der Kammer, dem Prozess per 
Einstellung des Verfahrens nach $ 153a 
gegen Zahlung einer Geldstrafe ein unwi- 
derrufliches Ende mit attestiert minder- 
schwerer Schuld bereiten zu wollen, der 
wiederholten Ablehnungen objektivieren- 
der Beweisanträge (zuletzt der eines er- 
gebnisoffenen Brandgutachtens, in dem 
Brandumstände, -verlauf und -ergebnis 
ohne Zugrundelegung der bisher durch 
nichts verifizierten Hypothese von der 
Selbstentzündung mittels — anfänglich gar 
nicht asserviertem! — Feuerzeug hätten re- 
konstruiert werden können), der Vorweg- 
nahme einer wesentlich urteilenden 
Schlussfolgerung bezüglich der Ereignis- 
se vom 7.1.2005 in Dessau in der Ableh- 
nungsbegründung zu diesem Brandgut- 


— 
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:flucht und migration 


Die Asyl-Monologe 


Donnerstag, 22. März 2012, 19 Uhr 
Gymnasium Klosterschule Hamburg, 
Aula,Westphalensweg 7, Hamburg-St. Georg 
German with English supertitles 


"Dokumentarisches 


Die Asyl-Monologe erzählen 
von Ali aus Togo, von Freun- 
den liebevoll „Präsident“ ge- 
nannt, Felleke aus Äthiopien, 
der erst willensstark Abschie- 
beversuche verhindern muss, 
um dann einen Menschen- 
rechtspreis überreicht zu be- 
kommen, und Safiye, die 
nach Jahren der Haft in der 
Türkei und einer absurden 


I entscheidet: sie 
schenkt einem 
Sohn und einer 
Tochter das 
Leben. 

Musik: Michael 
Edwards, Drama- 
turgie und Regie: 
Michael Ruf 

mit: Asad 
Schwarz-Msesi- 
lamba, Kolja Un- 
ger, Katarina Gaub 
und Britta Bothe (Violine) 
im Anschluss Publikumsge- 
spräch mit Ali Toure 


Eintritt: AsylbewerberInnen: 
frei, SchülerInnen: 2 EURer- 
mäßigt: 4 EUR, normal: 6 
EUR 


Eine Bühne - ein Scheinwer- 
fer — ein Cello - drei 


und ermutigender Biografien 
sind, und ein Publikum, das 
darauf vertraut, jetzt nichts 
anderes zu erleben als die 
Wahrheit. 


Bühne für Menschenrechte 
e.V. 


Das Projekt baut ein nationa- 
les Netzwerk auf, das aus 
professionellen Schauspiele- 
rInnen und MusikerInnen be- 
steht, die sich der Aufgabe 
widmen, öffentliche 
Aufmerksamkeit für aktuelle 
Menschenrechtsfragen zu er- 
zeugen. 


Inspiration sind die Actors 
for Human Rights aus Groß- 
britannien. 600 professionelle 
SchauspielerInnen haben seit 
2006 Aufführungen vor meh- 


ersten Produktion hat dort zur 
Entwicklung und Aufführung 
von mittlerweile zehn doku- 
mentarischen Theaterstücken 
geführt. 


Die Asyl-Monologe bei 
Ihnen 


Wir reagieren auf Anfragen 
von Organisationen, Gruppen 
und Theater-häusern, die 
Gastgeber der Asyl-Monolo- 
ge sein möchten. Auch mit 
relativ geringen Mitteln ist es 
möglich, eine Darbietung zu 
organisieren. 
www.buehne-fuer-menschen- 
rechte.de 


Team: Anne Lepper, Hanna 
Klein, Kolja Unger, Marike 
Bode, Thorben Matthies 


Asylablehnung sich für das 
Lebensbejahenste überhaupt 


SchauspielerInnen, die 
Erzähler dreier berührender 


reren zehntausend Personen 
dargeboten. Der Erfolg der 


achten, wie auch der kolportierten Aussa- 
ge der vorsitzenden Richterin Claudia 
Methling zur Meidung möglicher Be- 
schwerden von Tierschützern bei Ver- 
brennung eines Schweinekadavers zu 
gutachterlichen Zwecken, stellt sich dem 
interessierten Beobachter die augen- 
scheinliche Frage nach den „rechtsstaatli- 
chen“ Wertmaßstäben dieser Entschei- 
dungsfindung. 

Die zuständige Kammer des Landge- 
richtes in Magdeburg hat es in den 14 
Monaten ihrer Verfahrensführung tun- 
lichst vermieden, den seitens des BGH 
eingeforderten Mindestanforderungen an 
das Revisionsverfahren auch nur annä- 
hernd gerecht zu werden — eine objekti- 
vierende Vervollständigung der Beweis- 
aufnahme wurde nachhaltig verhindert, 
eine Benennung der offensichtlich statt- 
gehabten pflichtverletzenden Verantwort- 
lichkeiten wurde zu keiner Zeit angestrebt 
und der explizit zuerkannte Anspruch der 
Hinterbliebenen auf ein rechtsstaatliches 
Verfahren erneut boykottiert! 

Seit nunmehr über 7 Jahren beweist die 
vorgeblich vom Staatswesen unabhängige 
Judikative wiederholt, wozu sie nachhal- 
tig eben nicht in der Lage ist — nämlich zu 
rückhaltloser Aufklärung von Fällen exe- 
kutiver Fehlleistungen, inklusive solcher 
mit tödlichen Konsequenzen. Im ‚Regel- 
fall‘ einer solchen Konstellation wird be- 
reits das staatsanwaltliche Ermittlungs- 
verfahren sang- und klanglos eingestellt, 
weil sich angeblich kein Verdacht auf 
strafrechtlich relevantes Verhalten der 
handelnden (tötenden) Beamten eruieren 


ließe. Wie ein solches Szenario etabliert 
wird, lässt sich auch im Fall Oury Jalloh 
exemplarisch nachvollziehen: Beweisen- 
de Dokumentationen und Zeugenaussa- 
gen werden manipuliert oder unterschla- 
gen und der Fokus der „Untersuchung“ 
durch (gern auch hypothetische) Schuld- 
zuweisungen an die jeweiligen Opfer 
quasi ins Gegenteil verkehrt. Lässt sich 
aufgrund nachhaltigem öffentlichen Auf- 
klärungsdruck eine Anklageerhebung 
dann doch nicht mehr umgehen, wird die- 
se im inhaltlichen Vorwurf und personel- 
len Umfang auf das nicht zu vermeidende 
Mindestmaß eingegrenzt. Langwierige, 
skandalöse „Gerichtsverfahren“ zielen 
eher auf finanzielle Ausblutung und mo- 
ralische Zermürbung von Opfern und de- 
ren Angehörigen als auf tatsächliche Auf- 


klärungsbemühungen ab. Die hier prakti- 
zierte institutionalisierte Kapitulation des 
Rechtsstaates im Angesicht tödlicher 
Handlungsweisen polizeilicher Beamter 
ist nicht ‚nur‘ ein unerträgliches Signal an 
die Opfer, sondern insbesondere ein fata- 
les an die Täter — ein ‚rechtsstaatlich‘ un- 
verhohlenes „Weiter so!“. 

Vor diesem Hintergrund und nach dem 
aktuellen Prozessverlauf am Magdebur- 
ger Landgericht darf man auf das Urteil 
und deren Begründung zwar gespannt 
sein — Aufklärung oder gar Gerechtigkeit 
können allerdings getrost ausgeschlossen 
werden. 

PM The VOICE Refugee Forum on 
Oury Jalloh, Jena, 13.3.2012 
http://thevoiceforum.org 
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:aus der rechten presse 


Unsterbliche: Alter brauner Wein in 
neuen Schläuchen 


Manchmal kann eine simple Werbebeilage 
mehr über den Charakter einer Zeitschrift 
aussagen als ihr redaktioneller Teil: „Das 
legendäre Kampfmesser des 2. Weltkriegs! 
Infanteriemesser 42“ offeriert die im 
schweizerischen Cheseaux ansässige Edi- 
tions Atlas SA (auch wenn sich die Abkür- 
zung in diesem Zusammenhang seltsam 
ausnimmt, bedeutet sie lediglich die 
Rechtsform Aktiengesellschaft) für müde 
4,90 €. Passend zum vermuteten Charakter 
der ZUERSTI!-Leser wird dann erläutert: 
„Das Infanteriemesser 42 sollte die Forde- 
rungen der Truppe an das Heereswaffen- 
amt nach einem einfachen Messer erfüllen, 
das sowohl für den Alltagsgebrauch als 
auch für den Kampf Mann gegen Mann 
geeignet war.“ Fast bedauernd klingt die 
dann folgende Feststellung: „Zu den in 
Kriegsfilmen oft dargestellten Nahkämp- 
fen mit dem Messer ist es in der Realität 
ausgesprochen selten gekommen. Zumeist 
diente das Infanteriemesser als praktisches 
und zuverlässiges Universalmesser.“ 

Da aber mit einem Universalmesser einer- 
seits ungefähr so viel Eindruck zu machen 
ist, wie mit einem Taschen- oder Küchen- 
messer, nach einer alten Werbeweisheit 
aber andererseits keine Produkte sondern 
Gefühle verkauft werden, werden die ZU- 
ERST!-Leser zusätzlich geködert: „Infan- 
teriemesser 42 — eine Auszeichnung für 
den Soldaten! Allerdings blieb die gefer- 
tigte Stückzahl des Infanteriemessers 42 
immer unter dem Bedarf, so dass nicht alle 
Landser mit dem Messer ausgerüstet wer- 
den konnten. Während des Krieges ent- 
stand so der Brauch, es als Geschenk bei 
der Verleihung der Nahkampfspange oder 
als Belohnung nach erfolgreichen Einsät- 
zen zu überreichen. Jetzt gibt es das legen- 
däre Infanteriemesser 42 beim ATLAS 
Verlag als originalgetreue Replik.‘“ Wenn 
schon in Europa kein Krieg in Sicht ist, in 
dem der angebräunte Leser sich „im 
Kampf Mann gegen Mann“ bewähren 


kann, dann soll doch wenigstens die Re- 
plik das Naziherz erfreuen — selbst wenn 
sie völlig stumpf ist („Aus Sicherheits- 
gründen wird das Messer ohne Scharf- 
schliff versandt“). In Zeiten, in denen fa- 
schistischer Mordterror an der Tagesord- 
nung ist, fragt man sich, ob der Skinhead, 
der am Ostermontag 2005 den Dortmun- 
der Punk Thomas Schulz mit einem Mes- 
ser ermordete, sich von der Werbung des 
ATLAS Verlages nicht auch angesprochen 
gefühlt hätte. Passen würde es jedenfalls. 
Wie sagte doch sein Verteidiger gegenüber 
der Presse: Der Täter hatte ein Messer da- 
bei, „weil das in der Szene eben üblich 
ist“. 

„Die Unsterblichen“ nennen sich Nazis 
aus den Reihen der „autonomen Nationa- 
listen“, deren Aktionen in der letzten Zeit 
ein gewisses Aufsehen erregten und die 
kürzlich Ziel polizeilicher Maßnahmen 
wurden. DORIAN REHWALDT, der sich 
für ZUERST! Mit den „Unsterblichen“ be- 
fasste, kann vor Bewunderung kaum noch 
längere Sätze formulieren: „Sie kommen 
meistens in der Nacht. Ohne Vorankündi- 
gung. Auf einmal sind sie da. Überwie- 
gend dunkel gekleidet, weiße Masken ver- 
decken die Gesichter. Sie haben Fackeln 
dabei, Transparente, Megaphone, Böller. 
Und eine Botschaft, die vermutlich in den 
Ohren vieler Mitbürger ebenso radikal wie 
befremdlich klingen dürfte: ‚Die Demokra- 
ten bringen uns den Volkstod.‘ Manchmal 
sind es nur ein Dutzend, manchmal mehre- 
re Hundert. Sie waren in Stolpen, Rode- 
wisch, Leisnig, Hannover, Karlsruhe — fast 
zwanzig solcher Aktionen fanden bisher 
bundesweit statt. Initialzündung war ein 
Aufmarsch in Bautzen am 1. Mai 2011. 
Sie nennen sich die ‚Unsterblichen‘. Und 
genauso schnell, wie sie auftauchen, sind 
sie auch wieder weg. Verschwunden im 
Dunkel der Nacht“. 

Dem gesamten Text, der unter dem Titel 
„Mit weißen Masken — mit einer neuen 
Aktionsform machen Aktivisten auf den 
drohenden Untergang des deutschen Vol- 
kes aufmerksam“, ist die Faszination des 
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Autoren anzumerken. Da ist die Rede von 
einem „kunstvoll gestaltete(n) Videoclip, 
... der die Aktion gekonnt in Szene setzt 
...In nicht einmal zwei Minuten entfaltet 
das Video eine atemberaubende Atmo- 
sphäre voller Kraft und Entschlossenheit. 
... Ein neues Phänomen, das Freund und 
Feind aufgeschreckt hat: radikal, verstö- 
rend, faszinierend“. 
Die Hintergründe des Spektakels erläutert 
im Interview Robert S., der von Rehwaldt 
so vorgestellt wird: „Robert S. (22), Stu- 
dent der Wirtschaftswissenschaften in 
Dresden (Angaben von der Redaktion ge- 
ändert). Ein äußerlich unauffälliger Junger 
Mann, völlig ohne die Accessoires, die als 
‚typisch rechts‘ gelten. Er tritt selbstbe- 
wußt auf, artikuliert sich klar und direkt. 
Und macht keinen Hehl daraus, daß er sich 
als Teil einer Bewegung ansieht, die den 
Widerstand gegen politische Mißstände ra- 
dikal artikuliert“. In der Tat, „Robert S.“ 
äußert sich unter der Überschrift „Propa- 
ganda ist alles“ erstaunlich offen: „Zu- 
nächst einmal sind die ‚Unsterblichen‘ kei- 
ne Gruppe oder gar Bewegung, sondern 
eine Form der Propaganda, ein politisches 
Werkzeug. Spontandemos und spontane 
Fackelzüge in der Nacht gab es ja auch 
vorher schon. Bei den "Unsterblichen’-Ak- 
tionen werden gezielt Schwächen im Sys- 
tem ausgenutzt, um erfolgreiche propagan- 
distische Effekte zu erzielen. Und zwar 
nach außen wie nach innen. Weil gute Pro- 
paganda auch intern anziehend und über- 
zeugend wirkt. Kann man so auch die In- 
halte der völkischen Bewegung insgesamt 
beeinflussen. ...Die Maskierung, die Fa- 
ckeln, die ‚Mystik‘, die in der Nachberei- 
tung erzeugt wird, das alles ist ja nur eine 
von vielen Propagandaformen. Sie soll 
neugierig machen und das Interesse am 
Thema wecken“. 
So viel zur Form. Aber auch der Inhalt ist 
nicht weniger als geheimnisvoll und mys- 
tisch, handelt es sich doch um einfache fa- 
schistische Ideologie, ohne jeden Versuch, 
sie als etwas anderes darstellen zu wollen: 
„Unserer Ansicht nach sind die Herrschen- 
den Demokraten. Sie haben das politische 
System ‚Demokratie‘ zum Ideal erklärt. In 
Wahrheit ist dieses System nicht ideal und 
führt in seiner machtpolitischen Realität 
den Tod unseres Volkes herbei — übrigens 
im Gegensatz zu allen anderen politischen 
Systemen der Geschichte und trotz der 
heutigen medizinischen Perfektion und der 
Abwesenheit großer Kriege. Wenn Demo- 
kratie Volksherrschaft ist und diese "Volks- 
herrschaft” dazu führt, daß das Volk stirbt, 
dann kann diesem System kein völkisch 
denkender Mensch etwas abgewinnen. 
Dann kann man aber auch nicht hergehen 
und den Leuten erzählen, was für ein her- 
vorragendes System die Demokratie 'ei- 
gentlich” wäre und es seien nur die fal- 
schen Leute an der Spitze“. 
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